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Verfahren im Wasserrecht
Einleitung von auf dem Betriebsgelände im Godorfer Hafen anfallendem
gereinigten Niederschlagswasser der Dach- und Hofflächen, von
gereinigtem Niederschlagswasser der FE-Anlieferung, der Paketpresse
und Metallschere sowie der Schienenfahrzeugzerlegungsfläche, von
gereinigtem Abwasser von einem Betriebsfahrzeug-Waschplatz und
einer Betriebstankstelle sowie von gereinigtem häuslichen Abwasser in
den Rhein

Ihr Antrag vom 10.10.2018 mit Ergänzung vom 23.01.2019, vom
03.02.2020 und vom 21.06.2021
Anlagen: – Antragsunterlagen –

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit ergeht der folgende Erlaubnisbescheid

Bezirksregierung Köln        

Bezirksregierung Köln, 50606 Köln

Mit Zustellungsurkunde

Theo Steil GmbH
vertreten durch die Geschäftsführung
Ostkai 6
54293  Trier

Datum:  29.12.2021 

Aktenzeichen:
 54.1-3.2-(11.0)-72-So

bei Antwort bitte angeben

Auskunft erteilt: 
 Frau Koglin

Zimmer:
 K 421

Telefon:
 0221 - 147 - 3648

Telefax:
 0221 - 147 - 2879

E-Mail:
doreen.koglin@brk.nrw.de 

Dienstgebäude und
Lieferanschrift:
Zeughausstr. 2-10,

 50667 Köln

Telefon:   0221-147-0
Telefax:   0221-147-3185

 poststelle@brk.nrw.de
 www.bezreg-koeln.nrw.de

Öffentliche Verkehrsmittel:
DB bis Köln Hbf
U-Bahn Linien:
3, 4, 5, 16, 18 bis
Appelhofplatz

Telefonische Sprechzeiten:
mo.-do.: 8:30 - 15:00 Uhr

Besuchertag:
do.: 8:30 - 15:00 Uhr
(weitere Termine nach
Vereinbarung)
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 Tenor1.
I. Hiermit erteile ich der

Theo Steil GmbH, Ostkai 6, 54293 Trier
für den Standort Köln, Godorfer Hafen

auf Antrag vom 10.10.2018 mit Ergänzungen vom 23.01.2019 und 03.02.2020
sowie vom 21.06.2021 – unbeschadet der Rechte Dritter – die widerrufliche und
befristete Erlaubnis, den Anforderungen dieses Bescheides entsprechendes
Abwasser in den Rhein einzuleiten.

II. Die sofortige Vollziehung dieser Erlaubnis wird im öffentlichen Interesse 
angeordnet.

 Rechtsgrundlagen2.
Die Erlaubnis ergeht auf Grundlage der §§ 8, 9, 10, 13 und 57 des Gesetzes zur
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009
(BGBl. I S. 2585) in Verbindung mit der Verordnung über Anforderungen an das
Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung – AbwV) vom
17.06.2004 (BGBl. I S. 1108, 2625) in Verbindung mit der Verordnung zur
Regelung des Verfahrens bei Zulassung und Überwachung industrieller
Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbenutzungen (Industriekläranlagen-,

–Zulassungs- und Überwachungsverordnung  IZÜV) vom 02.05.2013 (BGBl. I S.
973, 1011, 3756) in Verbindung mit dem §10 des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274)
in Verbindung mit den §§ 9, 10, 14-19 der Neunten Verordnung zur Durchführung
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) vom 29.05.1992 (BGBl. I S.
1001) in Verbindung mit § 5 des Nordrhein-westfälischen Gesetzes zur Ausführung

 Abwasserabgabengesetzes (Abwasserabgabengesetz – AbwAG NRW) vomdes
08.07.2016 (GV.NRW.S.559) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Gesetzes über
Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz –
AbwAG) vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 der 
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015
(GV.NRW.S.268), alle in der jeweils gültigen Fassung.

 Zweck der Einleitung3.
Die Einleitung dient der Entsorgung des an der Einleitungsstelle (siehe 5.1.2) bzw.
des an den Messstellen näher beschriebenen Abwassers (siehe Anlage 1).
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 Dauer der Erlaubnis4.
Die Erlaubnis ist bis zum gültig.31.12.2041 

 Angaben zu Einleitungsstellen5.
 Einleitungsstellen-Nr.: 136573001 5.1
 Lage der Einleitungsstelle5.1.1

Bezeichnung:  

Gemeindename:
Gemeindekennzahl:

Köln 
05315000 

Gewässerkennzahl:
Gewässername:
Gewässername Alias:

2 
Rhein 
 

Einleitung in: Stationiertes Gewässer 

Flussgebietskennzahl: 2733 

Stationierung: 672 km

ETRS89/UTM-Zone-32N -Koordinaten:

Ostwert:
Nordwert:

358.150 
5.635.080 

Bez. im Lageplan: E 

 Art des eingeleiteten Abwassers5.1.2

Diese Einleitungsstelle dient der Einleitung von:

gereinigtem Niederschlagswasser der Dach- und Hofflächen (Anhang 27 AbwV)

gereinigtem Niederschlagswasser der FE-Anlieferung sowie der Paketpresse
und Metallschere (Anhang 27 AbwV)

gereinigtem Abwasser von einem Betriebsfahrzeug-Waschplatz und der
Betriebstankstelle (Anhang 49 AbwV)

gereinigtem Niederschlagswasser der Schienenfahrzeugzerlegungsfläche
(Anhang 49 AbwV)

häuslichen Abwasser (Sanitärabwasser) aus dem Klarwasserabzug einer
Kleinkläranlage (Anhang 1 AbwV)
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 Art der Einleitung5.1.3

Die Einleitung erfolgt vom linken Ufer unter Mittelwasser mit natürlichem Gefälle
(mittels Pumpwerk bei Hochwasser).

 Wasserrechtliche Anforderungen an Menge und6.
Beschaffenheit

 Anforderungen an die Menge6.1
 Schmutzwasservolumenstrom6.1.1

Die Erlaubnis gibt die Befugnis zum Einleiten folgender Höchstmenge, die an der
Einleitstelle

E: 9.717 m /a3

davon
Häusliches Abwasser 750 m /a3

Niederschlagswasser: 8.917 m /a3

Abwasser aus der Fahrzeugwäsche 50 m /a3

nicht überschritten werden darf.

 Anforderungen an die Beschaffenheit des Abwassers6.2
Qualitätsanforderungen für das Schmutzwasser

Das über die Einleitstelle E eingeleitete Schmutzwasser darf an den
Probenahmestellen  die in der Anlage 1 festgesetzten Überwachungswerte nicht
überschreiten. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieses Bescheides.
Die Überwachungswerte sind einzuhalten. Sie gelten – mit Ausnahme des
kontinuierlich einzuhaltenden pH-Wertes und der Temperatur, die in keinem Fall
überschritten werden darf – auch als eingehalten, wenn die Ergebnisse der letzten
fünf nach § 94 LWG durchgeführten Untersuchungen in vier Fällen den jeweils
maßgebenden Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis den Wert um mehr als
100% übersteigt (4 aus 5 + 100%). Die Anhänge 1, 27 und 49 der
Abwasserverordnung in der jeweils gültigen Fassung sind zu beachten.

 Jahresschmutzwassermenge6.3
Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AbwAG NRW wird die der Berechnung der
Abwasserabgabe zugrunde liegende Jahresschmutzwassermenge in der Anlage 1
dieses Bescheides festgesetzt.
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Hinweis:
Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 AbwAG NRW ist die festgesetzte
Jahresschmutzwassermenge mindestens einmal in 5 Jahren zu überprüfen und
erforderlichenfalls neu festzusetzen. Hierzu haben Sie erstmals für das Jahr 2025 
Ihre Jahresschmutzwassermenge nach § 5 Abs. 2 AbwAG NRW zu ermitteln und
bis zum 01.03. des darauf folgenden Jahres der zuständigen Wasserbehörde
(derzeit die Bezirksregierung Köln) mit den zugrunde liegenden Messergebnissen
und Daten mitzuteilen.

 Nebenbestimmungen7.
Gemäß § 13 WHG werden die, auf Ihre Kosten einzuhaltenden, nachfolgenden
Auflagen festgesetzt:

 Behördliche Überwachung7.1
Zur Durchführung der behördlichen Überwachung gemäß § 101 WHG in
Verbindung mit den §§ 93 und 94 LWG und den §§ 5 und 6 AbwAG NRW sind
folgende Voraussetzungen zu schaffen:

 7.1.1

Sie haben durch organisatorische Maßnahmen und Anordnungen (z.B. Information
des Pförtnerdienstes) sicherzustellen, dass den Vertreter*innen der zuständigen
Behörden/Stellen (derzeit die Bezirksregierung Köln – BR Köln und das Landesamt
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz – LANUV) nach Ankunft der Zutritt auf
das Betriebsgelände – insbesondere zu den Kontrollstellen – ermöglicht wird.  

 7.1.2

An den Abläufen des LFA01 (LFA=Leichtflüssigkeitsabscheider), des LFA02, des
DieLFA03 und des LFA04 ist jeweils eine Probenahmestelle zu errichten. 

Einzelheiten zur Einrichtung der Probenahmestellen sind gegebenenfalls mit der für
die Überwachung zuständigen Behörde/Stelle (derzeit die BR Köln und das
LANUV) abzustimmen. Unverzüglich nach Einrichtung der Probenahmestelle sind
eine Karte mit Lage der Probenahmestelle, Beschreibung der Lage durch East- und
Northwerte und ein Foto der eingerichteten Probenahmestelle vorzulegen. Ein
Muster wird Ihnen bei Bedarf zur Verfügung gestellt.
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 Selbstüberwachung7.2
 7.2.1

Im Rahmen der Selbstüberwachung nach § 61 WHG und § 59 LWG sind die in der
Anlage 1 genannten Parameter zu untersuchen. Soweit nichts anderes bestimmt
ist, sind die Untersuchungen im Rahmen der Selbstüberwachung mit den in der
Anlage I zu § 4 Abs. 1 der AbwV in der jeweils geltenden Fassung genannten
Bestimmungsverfahren oder mit gleichwertigen Verfahren durchzuführen.

 7.2.2

Die Überwachung der in der Anlage 1 genannten Parameter hat an den in der
Anlage 1 bestimmten Probenahmestellen zu erfolgen. Die Parameter sind im
Rahmen der Selbstüberwachung an Arbeitstagen mit regelmäßiger Produktion zu
erfassen. Die Entnahme der zu untersuchenden Abwasserproben hat bei einem
arbeitstäglichen Untersuchungsintervall an allen Arbeitstagen zu wechselnden
Uhrzeiten zu erfolgen und bei allen anderen Untersuchungsintervallen an
wechselnden Wochentagen. Die Untersuchungen sind in regelmäßigen Abständen
durchzuführen. Es sind Aufzeichnungen darüber anzufertigen, an welchem Tag, zu
welcher Uhrzeit die jeweilige Probe entnommen worden ist.

 7.2.3

Der ordnungsgemäße Zustand und die ordnungsgemäße Funktion der
Abwasserbehandlungsanlage sind arbeitstäglich durch die verantwortlichen
Personen zu überprüfen. Die Eigenüberwachung umfasst insbesondere folgende
Punkte:

Optische Prüfung der Becken, Behälter, Pumpen, Leitungen und Anschlüsse
auf Dichtigkeit und Bauzustand

Zu- und Ablauf der Abwasserbehandlungsanlage

Funktion von Messeinrichtungen

Funktion von Aggregaten wie z.B. Pumpen

Zustand und Funktion der Probenahmestellen. 

Die Durchführung der Eigenkontrollen sowie die Ergebnisse sind im
Betriebstagebuch zu dokumentieren.
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 7.2.4

Die Untersuchungen (einschließlich Probenahme) haben Sie durch eigenes
Personal mit geeigneter Qualifikation oder von einer von Ihnen zu beauftragenden
Stelle vornehmen zu lassen.

 7.2.5

Wird im Rahmen der behördlichen Überwachung festgestellt, dass der
Überwachungswert eines Parameters innerhalb von 12 Monaten mehr als einmal
überschritten wurde, so ist die Häufigkeit der Selbstüberwachung für diesen
Parameter an der betreffenden Probenahmestelle zu verdoppeln. Die zuständige
Behörde/Stelle (derzeit die BR Köln) gibt bekannt, wann die zusätzliche
Selbstüberwachung wieder eingestellt werden kann.

 7.2.6

Sie haben ein Betriebstagebuch zu führen, in dem mindestens die folgenden
Angaben zu vermerken sind:

alle für die Abwassereinleitung wesentlichen Ereignisse mit Datum und
Uhrzeit

die wesentlichen Betriebs- und Wartungsvorgänge sowie
Instandhaltungsmaßnahmen

Sollte die Führung des Betriebstagebuchs mittels elektronischer Datenverarbeitung
und Dokumentation auf Datenträgern erfolgen, sind die Daten dem Stand der
Technik entsprechend zu sichern. Das Betriebstagebuch und die Ausdrucke der
elektronischen Datenverarbeitung sind in übersichtlicher und allgemein
verständlicher Form zu gestalten. Die Eintragungen im Betriebstagebuch sind
jederzeit zur Einsichtnahme durch die für die Überwachung zuständige
Behörde/Stelle (derzeit die BR Köln) bereitzuhalten und mindestens drei Jahre
nach der Eintragung aufzubewahren.

 7.2.7

Jährlich ist ein Bericht über die Abwassersituation des vorangegangenen Jahres zu
erstellen. Dieser ist mir bis zum 31. März jeden Jahres zuzuleiten. Der Bericht hat
mindestens die folgenden Angaben zu enthalten:
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eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Emissionsüberwachung ; hierbei

inbesondere die mittlere, größte und kleinste Abwassermenge in m /d und die3

Auswertung der Selbstüberwachung (im Abwasser ermittelte
Wasserinhaltsstoffe)

sonstige Daten, die erforderlich sind, um die Einhaltung der
Einleitungsanforderungen zu prüfen.

 7.2.8

Der Abwasserdurchfluss ist an der Probenahmestelle/Mengenmessstelle mit einem
Durchflussmessgerät kontinuierlich zu messen und zu registrieren.

 7.2.9

Das Messsystem oder die Betriebsdatenerfassung (BDE) hat einen
Durchflussschreiber, der eine Anzeige des momentanen Durchflusses
gewährleistet, zu enthalten. Daneben muss der Abwasserdurchfluss über 0,5 h
jeweils auf Abruf rückwirkend oder für fixe 0,5 h Intervalle angezeigt werden
können.

 7.2.10

Die Daten der Mengenmessung sind mindestens drei Jahre nach der Erhebung
aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen Behörde/Stelle (derzeit die
BR Köln) vorzulegen. Die Erfassung von Daten aus der Dokumentation von
Schreibstreifen kann alternativ mittels EDV erfolgen.

 7.2.11

Zur Durchführung der Messung ist ein dem Stand der Technik entsprechendes
Messsystem einzusetzen. Im Messbereich zwischen 10% und 100% des maximal
zulässigen Durchflusses müssen die zu erwartenden Schwankungen des
Abwasservolumenstroms mit einer Genauigkeit von mindestens 10% vom jeweils
gemessenen Wert (Momentanwert) erfasst werden. Bei Einbau und Betrieb von
Durchflusssystemen sind die Einbau- und Betriebsvorschriften des jeweiligen
Herstellers und die für die Sicherstellung der Messgenauigkeit maßgeblichen
Randbedingungen einzuhalten.
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 7.2.12

Das mit der Bedienung, Wartung und Kontrolle beauftragte Betriebspersonal ist
durch den Anlagenlieferanten detailliert einzuweisen. Die Unterrichtung des
Betriebspersonals ist zu dokumentieren. Die Nachweise sind mir auf Verlangen
vorzulegen.

 7.2.13

Die Vorschriften des Herstellers bzw. des Anlagenlieferanten für den Betrieb und
die Wartung der Abwasserbehandlungsanlage sind zu beachten. Für die
Abwasserbehandlungsanlage sind unter Berücksichtigung der Herstellervorgaben
eine Betriebsanweisung, ein Revisionsplan und ein Wartungsplan zu erstellen und
zu beachten.

 7.2.14

Die Messgeräte sind den Herstellerangaben entsprechend zu kalibrieren und
gegebenenfalls zu warten.

 7.2.15

Die Temperatur und der pH-Wert sind an den in der Anlage 1 genannten
Probenahmestellen im Zeitraumen der Messintervalle zum
nächstmöglichen Zeitpunkt des Abwasseranfalls zu messen, zu registrieren und
aufzuzeichnen. Eine Aufzeichnung der Angaben im EDV- System ist zulässig. Die
erhobenen Daten sind drei Jahre nach der Erhebung aufzubewahren und auf
Verlangen der zuständigen Behörde/Stelle (derzeit die BR Köln) vorzulegen.

  Nebenbest immungen  zu  den7.3
Leichtflüssigkeitsabscheidern

 7.3.1

Die Schachtabdeckungen der Abscheider müssen frei zugänglich sein.

 7.3.2

Funktionsfähigkeit und Zustand des Schlammfanges sind monatlich von einem
Sachkundigen durch folgende Maßnahmen zu kontrollieren:
• Inaugenscheinnahme der Zu- und Ablaufbereiche der Schlammfänge sowie des   
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Bauwerkes selbst auf Auffälligkeiten wie z.B. Verfärbungen, Ablösungen, Korrosion
o.ä., und
• Messung der Lage des Schlammspiegels im Schlammfang/Schlammsammel-   
raum, vorzugsweise im Zulaufbereich.
 

 7.3.3

Bei der Kontrolle festgestellte Mängel sind unverzüglich zu beseitigen.

 7.3.4

Vor Inbetriebnahme und anschließend in Abständen von höchstens fünf Jahren
sind die Abscheider gemäß DIN 1999-100 und DIN EN 858-2:2003, Abschnitt 6,
einer Generalinspektion zu unterziehen.

 7.3.5

Der Bericht der Überprüfung durch einen Fachkundigen vor Inbetriebnahme gem.
DIN 1999-100 ist der zuständigen Behörde (derzeit die BR Köln) vor
Inbetriebnahme der Abscheideanlage vorzulegen. Die Berichte der regelmäßigen
Generalinspektionen gem. DIN 1999-100 sind der zuständigen Behörde (derzeit die
BR Köln) ebenfalls unverzüglich vorzulegen.

 7.3.6

Die elektronisch erfassten Laufzeiten der Anlagensteuerung der Kleinkläranlage
sind für den Zeitraum von mind. 3 Jahren zu speichern und der zuständigen
Behörde (derzeit die BR Köln) auf Verlangen vorzulegen.

 Weitere Nebenbestimmungen7.4
 7.4.1

Für das Einleitrohr an der Uferwand ist unten ein Prallblech vorzusehen, um
ein Ausspülen der Hafensohle zu vermeiden.

 7.4.2

Hinter den Probenahmestellen 01, 02, 03 und 04 dürfen dem Abwasser außer
Niederschlagswasser keine weiteren Abwasserteilströme oder sonstigen Stoffe
zugeführt werden.
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 7.4.3

Jede Änderung, die vom Inhalt dieses Bescheides abweicht, ist mir rechtzeitig
mindestens einen Monat vor der Umsetzung der Maßnahme mitzuteilen. Werden
andere als die im Erläuterungsbericht zum Antrag genannten Hilfs- und
Betriebsstoffe eingesetzt, ist deren Einsatz mir anzuzeigen und zusätzlich im
Betriebstagebuch zu vermerken. Gegebenenfalls sind Änderungsanträge zu stellen.

 7.4.4

Beeinträchtigungen des Gewässers (z.B. Auflandung, Auskolkung), die durch die
Einleitung verursacht werden, sind von Ihnen auf Verlangen zu beseitigen.

 7.4.5

Um bei Unfällen oder Bränden anfallende Abwässer zurückhalten zu können, sind
in ausreichender Zahl mobile (Dichtkissen, Absperrblasen) oder feste
Absperreinrichtungen vorzuhalten. Die Absperreinrichtungen sind an geeigneten
Stellen auf dem Betriebsgelände aufzubewahren oder zu installieren und im
Gefahrenfall entsprechend einzusetzen. Eine entsprechende Betriebsanweisung ist
zu erstellen.

 7.4.6

Sie haben für eine einwandfreie Wartung und Unterhaltung aller
Benutzungsanlagen zu sorgen; hierzu gehören insbesondere die notwendigen
Vorkehrungen um Störungen im Betrieb der Anlagen und Reparaturen, die die
Ablaufwerte verschlechtern vorzubeugen.

 7.4.7

Bei einem Ereignis mit Auswirkungen auf ein Gewässer (Reparaturen, Störungen,
Unfälle, Leckagen usw.) haben Sie:

die zuständige Behörde unverzüglich zu unterrichten

die Maßnahmen zur Einhaltung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, die
Maßnahmen zur Begrenzung der Auswirkung sowie zur Vermeidung weiterer
möglicher Ereignisse unverzüglich zu ergreifen sowie

weitere von der zuständigen Behörde angeordnete Maßnahmen zu ergreifen,
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die zur Einhaltung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, zur Begrenzung der
Auswirkungen sowie zur Vermeidung weiterer möglicher Ereignisse
erforderlich sind.

Eine ständige Erreichbarkeit der Bezirksregierung Köln außerhalb der Dienstzeiten 

 ist derzeit über die gewährleistet.Rufnummer 0221-147-4948 

 7.4.8

Falls noch nicht erfolgt, ist der zuständigen Behörde (derzeit die BR Köln)
entsprechend § 64 WHG bis spätestens vier Monate nach der Zustellung dieses
Bescheides ein Gewässerschutzbeauftragter zu benennen. Ein Wechsel in der
Person des von Ihnen gemäß § 64 WHG zu bestellenden
Gewässerschutzbeauftragten ist unverzüglich anzuzeigen.

 7.4.9

Der Übergang auf einen Rechtsnachfolger ist mir unverzüglich, schriftlich
anzuzeigen.  

 Hinweise8.
 8.1

Die allgemeinen Anforderungen des Anhangs 27, Teil B AbwV sind nach § 1 Abs. 1
S. 1 der AbwV einzuhalten, soweit nicht in dieser Erlaubnis weitergehende
Anforderungen für das Abwasser festgelegt sind.

 8.2
Die Erlaubnis steht unter dem Vorbehalt des § 13 WHG. Danach können
nachträglich zusätzliche Anforderungen an die Beschaffenheit einzubringender
oder einzuleitender Stoffe gestellt und Maßnahmen zur Beobachtung der
Gewässerbenutzung angeordnet werden.
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 8.3
Den Vertretern der zuständigen Behörde/Stellen ist das Betreten von Grundstücken
zur Überwachung der Gewässerbenutzung gem. § 101 WHG zu gestatten. Anlagen
und Einrichtungen sind zugänglich zu machen, erforderliche Arbeitskräfte,
Unterlagen und Werkzeuge unentgeltlich zur Verfügung zu stellen, sowie
technische Ermittlungen und Prüfungen zu dulden.

 8.4
Die Erlaubnis ergeht nach § 18 Abs. 1 WHG widerruflich.

 8.5
Bei Errichtung, Unterhaltung, Betrieb und Beseitigung von Anlagen, die der
Gewässerbenutzung dienen, sind gemäß § 60 Abs. 1 WHG in Verbindung mit § 56
Abs. 1 LWG die jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik, insbesondere
die einschlägigen DIN, Unfallverhütungs- und Sicherheitsvorschriften zu beachten.

 8.6
Ist die Erlaubnis durch Widerruf, Zeitablauf oder aus anderen Gründen erloschen,
haben Sie die Gewässerbenutzungsanlagen auf Verlangen der zuständigen
Wasserbehörde in angemessener Frist zu beseitigen; dabei kann die
Wasserbehörde verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird (§ 25
Abs. 2 LWG).

 8.7
Eine Änderung der Benutzungsanlagen ist nur zulässig, wenn dadurch die
Benutzung nicht über das zugelassene Maß hinaus erweitert wird und
ordnungsrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. Die beabsichtigte Änderung
ist mir zwei Monate vorab anzuzeigen. Die zur Beurteilung erforderlichen Pläne
(Zeichnungen, Nachweise, Beschreibungen) sind beizufügen (§ 25 Abs. 3 LWG).

 8.8
Auf die Verpflichtung aus der Verordnung zur Selbstüberwachung von
Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser –   vomSüwVO Abw)
17.10.2013 (GV.NW.S.601ff) weise ich ausdrücklich hin.
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 8.9
Die aufgrund anderer Rechtsgründe gegebenenfalls erforderlichen
Genehmigungen, Gestattungen, Bewilligungen, Erlaubnisse, Zustimmungen oder
Anzeigen werden durch diese Erlaubnis nicht berührt oder ersetzt.

 8.10
Die Erlaubnis geht gemäß § 8 Abs. 4 WHG mit der Wasserbenutzungsanlage auf
den Rechtsnachfolger über.

 8.11
Auf die Bußgeldbestimmungen des § 123 LWG und des § 103 WHG, auf die §§
324-330 des Strafgesetzbuches und die Haftungsbestimmungen des § 89
WHG weise ich hin.

 8.12
Sollte nach Ablauf dieser Erlaubnis auch weiterhin von Ihnen ein derartige
Abwassereinleitung geplant sein, möchte ich Sie darauf hinweisen, dass dann ein
Neuantrag zu stellen ist. Dieser Antrag sollte frühzeitig, mindestens ein halbes Jahr
vor Ablauf dieser Erlaubnis bei der zuständigen Behörde eingereicht werden.
Sollte erneut ein zu koordinierendes Verfahren nach § 2 IZÜV ggf. erforderlich sein,
ist der verfahrensfähige Antrag mindestens ein Jahr vor Ablauf dieser Erlaubnis zu
stellen.

 8.13
Soweit die unter Ziffer 9 dieses Bescheides aufgeführten bauartzugelassenen
Bauteile durch neuere bzw. Folgeprodukte ersetzt werden, müssen diese ebenfalls
über eine entsprechende Bauartzulassung verfügen.

 Verweise auf Anlagen und Unterlagen9.
Die folgenden, diesem Erlaubnisbescheid als Anlagen beigefügte Unterlagen
(Stand 21.06.2021) sind, soweit sich aus den Benutzungsbedingungen, Auflagen
und sonstigen Nebenbestimmungen nichts anderes ergibt, für die Durchführung der
Einleitung verbindlich: 
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9.1 Antragsformular
9.2 Datenschutzerklärung
9.3 Entwässerung-Anlagenverzeichnis
9.4 Nichttechnische Zusammenfassung
9.5 Erläuterungsbericht
9.6 Fließbild Entwässerung
9.7 Übersichtslageplan, Maßstab 1:25000
9.8 Amtlicher Lageplan, Maßstab 1:250
9.9 Lageplan Entwässerungsanlagen, Maßstab 1:200
9.10 Zeichnung Entwässerung Leitungen-Bauwerk-Schnitte, Maßstab 1:100
9.11 Erläuterungsbericht Auslegung der Kleinkläranlage
9.12 Übersichtslageplan Kleinkläranlage, Maßstab 1:100
9.13 Herstellerbeschreibung Rewatec SolidoSmart
9.14 Ermittlung der anlagenbezogenen Grundstücksflächen
9.15 Ermittlung der Abflussflächen
9.16 Berechnungsregenspenden nach DIN 1986-100;2016-12
9.17 Auszug aus KOSTRA-DWD
9.18 Bemessung der Dachabflüsse und Fallrohrdimensionierung
9.19 Nachweis der Regenrückhaltung des Rinnenüberstaus, G1 - G4, Berechnung
9.20 Nachweis der Regenrückhaltung des Rinnenüberstaus, G1 - G4, Tabelle
9.21 Nachweis der Regenrückhaltung des Rinnenüberstaus, G5, Berechnung
9.22 Nachweis der Regenrückhaltung des Rinnenüberstaus, G5, Tabelle
9.23 Nachweis der Regenrückhaltung V-RRR, Berechnung
9.24 Nachweis der Regenrückhaltung V-RRR, Tabelle
9.25 Volumenberechnung V-RRR
9.26 Kanalnetzberechnung
9.27 Auslegung Lamellenklärer
9.28 Herstellerzeichnung Mall Lamellenklärer Via-Tub 18I/272
9.29 Beschreibung Mall Lamellenklärer Via-Tub 18I/272
9.30 Herstellerzeichnung Mall Drossel ViaPart WV R 100
9.31 Herstellerinfo BIOGEST Notfallschieber (Auszug Seite 1-4)
9.32.1 Abscheider LFA01 Auslegung
9.32.2 Abscheider LFA01 Zulassung NeutraStar
9.32.3 Abscheider LFA01 Herstellerzeichnung Mall LFA NeutraStar NS80
9.32.4 Abscheider LFA01 Zeichnung, Maßstab 1:50
9.33.1 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Auslegung
9.33.2 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Zulassung NeutraPro
9.33.3 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Herstellerzeichnung Mall LFA
NeutraPro NS20-5000
9.33.4 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Zeichnung, Maßstab 1:50
9.33.5 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Nachweis der
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Rückhaltung, Berechnung
9.33.6 Abscheider LFA02 FE-Anl.+PP+Schere Nachweis der Rückhaltung,
Tabellen
9.34.1 Abscheider LFA03 EVT+GfM Auslegung
9.34.2 Abscheider LFA03 EVT+GfM Zulassung NeutraPro
9.34.3 Abscheider LFA03 EVT+GfM Herstellerzeichnung Mall LFA NeutraPro
NS20-5000
9.34.4 Abscheider LFA03 EVT+GfM Zeichnung, Maßstab 1:50
9.34.5 Abscheider LFA03 EVT+GfM Nachweis der Rückhaltung, Berechnung
9.34.6 Abscheider LFA03 EVT+GfM Nachweis der Rückhaltung, V-RRR Tabellen
9.34.7 Abscheider LFA03 EVT+GfM Herstellerzeichnung Sicherheitsablaufelement
NeutraDens
9.34.8 Abscheider LFA03 EVT+GfM Herstellerzeichnung Hochbord NeutraDens
9.34.9 Abscheider LFA03 EVT+GfM Herstellerzeichnung UFT Rückstauventil
9.35.1 Abscheider LFA04 Auslegung
9.35.2 Abscheider LFA04 Zulassung NeutraMax
9.35.3 Abscheider LFA04 Herstellerzeichnung Mall LFA NeutraMax NS6-1200
9.35.4 Abscheider LFA04 Zeichnung, Maßstab 1:50
9.36 UVP-Bericht

 Begründung10.
 Sachverhalt10.1

Mit Datum vom 10.10.2018 sowie mit Ergänzungen vom 23.01.2019, vom
03.02.2020 sowie vom 21.06.2021 stellten Sie bei mir einen Antrag auf Einleitung
von Klarwasser aus einer Kleinkläranlage, von gereinigtem Schmutzwasser von
einem Fahrzeug-Waschplatz und einer Schienenfahrzeug-Zerlegungsfläche sowie
von anfallendem Niederschlagswasser der Dach- und Hofflächen Ihres
Betriebsgeländes im Godorfer Hafen in den Rhein.
Sie planen die Errichtung einer Anlage zum Umschlag, zur Lagerung und zur
Behandlung von FE- und NE-Metallen im Godorfer Hafen. Das Verfahren zur
Erteilung der erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigung der Anlage
wird parallel von meinem Dezernat 52 durchgeführt.
Auf dem Gelände der geplanten Anlage wird Niederschlagswasser auf
den Dachflächen sowie den Hofflächen (Verkehrs-, Lager-, Umschlag- und
Behandlungsflächen) anfallen. Die gesamten Niederschlagswässer werden
zusammengeführt und gemeinsam über eine Sedimentationsanlage mit
nachgeschaltetem Leichtflüssigkeitsabscheider LFA01 weitergeführt werden. Die
Fläche für die Anlieferung von Metallschrott, Paket-Presse (PP) und Metallschere
wird an den Leichtflüssigkeitsabscheider LFA02 angeschlossen. Diese Fläche ist
gem. den Anforderungen der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen – AwSV" ausgelegt. Das Abwasser, welches auf
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dem Waschplatz für Betriebsfahrzeuge anfallen wird, wird im LFA03 gesammelt
und in drei Stufen gereinigt. Anschließend wird dieses gereinigte Abwasser in das
Werksabwassernetz geleitet und über einen Drosselschacht und die
Zentralabscheideanlage in den Rhein geleitet. Zudem wird Abwasser von einer
Schienenfahrzeug-Zerlegungsfläche anfallen. Dieses Abwasser wird im
ausschließlich dafür vorgesehenen LFA04 gereinigt und gelangt von dort über den
Puffer/Pumpschacht in den Rhein.

 wird häusliches Abwasser für den Bereich der SozialeinrichtungenDarüber hinaus
mit Toiletten- sowie Waschanlagen anfallen. Zur Reinigung dieses Abwassers
werden Sie eine Kleinkläranlage betreiben. Der Antrag auf Errichtung dieser
Kleinkläranlage wurde bereits gestellt. Dieser Antrag wird durch mein Dezernat 52
bearbeitet. Die Entscheidung über die Abwasserbehandlungsanlage nach § 78 Abs.
5 WHG wird gem. § 13 BImSchG von der immissionsrechtlichen Genehmigung
eingeschlossen.
Das anfallende häusliche Abwasser sowie das verschmutzte Niederschlagswasser,
das Abwasser vom Fahrzeug-Waschplatz und das Abwasser der
Schienenfahrzeug-Zerlegungsfläche werden anschließend zusammengeführt und
über die Einleitstelle E in den Rhein eingeleitet.

 Sachentscheidung10.2
 Zuständigkeit10.2.1

Nach § 2 Abs. 1 ZustVU ist die Bezirksregierung als obere Wasserbehörde für den
Vollzug des Wasserrechts gegenüber dem Betreiber einer Anlage nach Anhang I
der ZustVU zuständig. Auf dem Gelände des zukünftigen Standortes in Köln-Godorf
sollen Anlagen betrieben werden, die dem Anhang 1, 2.Spiegelstrich Nr. 8.11.2.1
und Nr. 8.12.1.1 der ZustVU, zugeordnet werden können. Daher bin ich für die
wasserrechtlichen Angelegenheiten Ihres Standortes Köln-Godorf zuständig.

 Erlaubnisverfahren10.2.2

Nach § 8 Abs. 1 WHG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Ziffer 4 WHG stellt das
Einleiten von Abwasser in ein Gewässer eine erlaubnispflichtigte
Gewässerbenutzung dar. Nach § 10 Abs. 1 WHG gewährt die Erlaubnis die
Befugnis, ein Gewässer zu einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß
bestimmten Weise zu benutzen.
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 Öffentlichkeitbeteiligungsverfahren10.2.2.1

Gem. § 2 Abs. 1 S. 1 IZÜV ist das Verfahren zur Erteilung einer Erlaubnis oder
einer Genehmigung nach den §§ 3 bis 6 IZÜV durchzuführen, wenn die Errichtung,
der Betrieb oder eine wesentliche Änderung einer Industrieanlage mit einer
Gewässerbenutzung verbunden ist.
Sie planen die Errichtung einer Anlage zum Umschlag, zur Lagerung und zur
Behandlung von FE- und NE-Metallen. Dabei handelt es sich um eine
Industrieanlage. Mit der Errichtung dieser Industrieanlage ist eine
Gewässerbenutzung verbunden. Die unter 5.1.2 genannten anfallenden Abwässer
sollen nach Behandlung in den Rhein eingeleitet werden. Daher ist ein Verfahren
gem. §§ 3 bis 6 IZÜV durchzuführen.
Dabei ist gem. § 4 Abs. 1 S. 1 die Öffentlichkeit entsprechend § 10 Abs. 3, 4 und 6
BImSchG sowie den §§ 9, 10, 14 bis 19 der 9. BImSchV zu beteiligen.
Das Verfahren wurde mit Bekanntmachung von 10. Juli 2019 im Amtsblatt der
Bezirksregierung Köln vom 22. Juli 2019, Seite 250, sowie in den Tageszeitungen
Kölner Stadtanzeiger und Kölnische Rundschau vom 22. Juli 2019 öffentlich
bekannt gemacht.
In der Zeit vom 12. August 2019 bis 11. September 2019 haben der Antrag sowie
die zugehörigen Unterlagen bei der Stadt Köln, Stadthaus und Bezirksrathaus
Rodenkirchen, sowie in meinem Haus zur Einsicht offen gelegen. Einwendungen
konnten gegen das Vorhaben bis zum 11. Oktober 2019 vorgebracht werden.
Des Weiteren wurden die Behörden, deren Aufgabenbereich von der beantragten
Benutzung berührt sein könnten, um Stellungnahmen gebeten.
Der Erörterungstermin war für den 17. Dezember 2019 vorgesehen, wurde jedoch
mit Bekanntmachung vom 29. November 2019 aufgehoben und auf einen noch

Der Verlauf des parallel anhängigennicht bestimmten späteren Termin verschoben. 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens (Az.
52.03.01-0040/18/11.0-Schn) hatte die erneute Durchführung einer
Einzelfallprüfung gem. § 7 UVPG ergeben. Diese führte zu dem Ergebnis, dass das
Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter gemäß § 2
UVPG haben kann, sodass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens erforderlich
wurde. Damit wurde auch eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung notwendig. Im
wasserrechtlichen Verfahren wurden die Unterlagen zudem um Informationen bzgl.
des Abwasserstroms aus der Trockenlegungshalle ergänzt, einige Klarstellungen
eingefügt und der UVP-Bericht des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens
deklaratorisch beigefügt.
Auf der Grundlage der Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung hatte sich

ufgrund dessen und aufgrundzudem ein größeres Beurteilungsgebiet ergeben. A
der ergänzten Unterlagen wurde das Verfahren erneut am 03. Februar 2020
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im Amtsblatt der Bezirksregierung Köln vom 10. Februar 2020, Seite 69, sowie in
den Tageszeitungen Kölner Stadtanzeiger und Kölnische Rundschau vom
10. Februar 2020 öffentlich bekannt gemacht.
In der Zeit vom 17. Februar 2020 bis 16. März 2020 haben der ergänzte Antrag und
die Unterlagen bei der Stadt Köln, Stadthaus und Bezirksrathaus Rodenkirchen, der
Stadt Wesseling, der Stadt Niederkassel sowie in meinem Haus zur Einsicht offen
gelegen. Einwendungen konnten gegen das Vorhaben bis zum 16. April 2020
vorgebracht werden. Insgesamt sind im immissionsschutzrechtlichen und
wasserrechtlichen Verfahren in der 1. und 2. Offenlage Einwendungen von
insgesamt ca. 120 Einwenderinnen und Einwender eingegangen.
Der Erörterungstermin war ab dem 03. Juni 2020 geplant, wurde jedoch mit
Bekanntmachung vom 07. Mai 2020 ersatzlos aufgehoben.

1. Entscheidung über Erörterungstermin steht im behördlichen Ermessen
Die Entscheidung über die Durchführung eines Erörterungstermins steht vorliegend
gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 IZÜV i.V.m. § 10 Abs. 6 BImSchG in meinem Ermessen.
An diesem Ermessen ändert gem. § 12 Abs. 1 S. 4 der 9. BImSchV auch die
Tatsache nichts, dass das immissionsschutzrechtliche Vorhaben UVP-pflichtig ist. 
Zwar ergibt sich bei UVP-pflichtigen Vorhaben aus § 18 Abs. 1 S. 4 UVPG i.V.m.
§ 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG zunächst, dass der Erörterungstermin obligatorisch ist. Das
UVPG gelangt insoweit jedoch nicht zur Anwendung, weil die
immissionsschutzrechtlichen Vorgaben zum Erörterungstermin die wesentlichen
Anforderungen des UVPG i.S.v. § 1 Abs. 4 S. 1 UVPG wahren (BVerwG, Urt. v.
28.09.2016 – 7 C 1/15 –, juris Rn. 14; , in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht,Dietlein
9. BImSchV § 12 Rn. 8; , I+E 2017, 37 [38]; ,Kerkmann/Martin Leidinger/Stickel
UPR 2019, 327 ff. unter Ziff. III.4.).
  
2.  Ursprüngliche  Entscheidung  für  die  Durchführung  eines
Erörterungstermins
Ursprünglich hatte ich mich dazu entschieden, in den zu koordinierenden Verfahren
jeweils einen Erörterungstermin durchzuführen. Diese sollten ursprünglich am
18.12.2019 im Gemeindesaal der Evangelischen Kirchengemeinde Sürth-Weiß,
Auferstehungskirchweg 7 in 50999 Köln stattfinden. Wegen der Nachforderung von

 imUnterlagen sowie der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren wurden die
Erörterungstermine auf den 03.06.2020 (mit Fortsetzung an den Folgetagen)
verschoben. Zudem wurde die Erörterung wegen der hohen Zahl der Einwender –
ca. 120 – in einen größeren Raum verlegt; sie sollte nun im Rheinforum Wesseling,
Kölner Straße 42 in 50389 Wesseling, stattfinden.
 
3.  Entscheidung  für  die  Aufhebung  des  Erörterungstermins  wegen  der
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Coronavirus-Pandemie
Mit Datum vom 07.05.2020 habe ich mit Blick auf die Coronavirus-Pandemie mein
Ermessen nach § 10 Abs. 6 BImSchG dahingehend ausgeübt, die
Erörterungstermine ersatzlos aufzuheben. Der damaligen Entscheidung lagen die
folgenden Erwägungen zugrunde:
 
a) Allgemeine Bezugspunkte des Ermessens
§ 10 Abs. 6 BImSchG enthält keine näheren Informationen zu der Frage, welche
Erwägungen in die Ermessensentscheidung für oder gegen die Durchführung eines
Erörterungstermins einzustellen sind. Welche Belange bei der Ermessenausübung
berücksichtigt werden dürfen, richtet sich primär nach dem Sinn und Zweck der
Ermessensnorm. Mit der Änderung von § 10 Abs. 6 BImSchG durch das Gesetz zur
Reduzierung und Beschleunigung von immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahren vom 23.10.2007 (BGBl. I S. 2470) bezweckte der
Gesetzgeber, dass ein Erörterungstermin „nur noch in den Fällen statt[findet], in
denen die Genehmigungsbehörde nach Beurteilung des konkreten
Genehmigungsverfahrens zu dem Ergebnis kommt, dass seine Durchführung
sachgerecht und erforderlich ist […]“ (BT-Drs. 16/1337, S. 10). Damit knüpft das in
§ 10 Abs. 6 BImSchG normierte Ermessen vordringlich an die Frage der sachlichen
Erforderlichkeit einer Erörterung der vorgebrachten Einwendungen an; eine
Begrenzung des Ermessensraumes (sog. Ermessenseinengung) geht damit
gleichwohl nicht einher. Außerhalb des Verfahrensgegenstandes liegende
Umstände, wie das Infektionsschutzinteresse respektive das Recht auf körperliche
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) dürfen bei der Ausübung des Ermessens
daher nicht außer Betracht bleiben.
Zu beachten ist ferner, dass § 16 Abs. 1 der 9. BImSchV nur die Gründe benennt,
die kraft Gesetzes zu einem Wegfall des Erörterungstermins führen. Die Norm ist
indessen nicht als abschließende Aufzählung für die Gründe einer behördlichen
Terminsaufhebung zu verstehen. Bei der Ermessensentscheidung nach § 10 Abs. 6
BImSchG können darüber hinaus andere, weitergehende Aspekte berücksichtigt
werden. Die Behörde kann damit auf den Erörterungstermin auch dann verzichten,
wenn sie die Einwendungen für grundsätzlich erörterungsbedürftig hält (vgl. § 16
Abs. 1 S. 1 Ziff. 4 der 9. BImSchV), wenn aber zugleich gewichtigere Gründe gegen
eine Erörterung sprechen. Beispielhaft nennt die Kommentarliteratur etwa
Beschleunigungsgründe ( , BImSchG, 12. Aufl. 2017, § 10 Rn. 97 m.w.krit.N.;Jarass

, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BImSchG § 10 Rn. 210).Dietlein
 
Gestützt wird dieses Ergebnis, gerade mit Blick auf den Gesichtspunkt des
Infektionsschutzes, auch durch ein Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit an die Mitglieder der
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz vom 03.04.2020 zur
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Öffentlichkeitsbeteiligung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren
angesichts der Corona-Krise. Dort heißt es unter Ziff. 2:
„Die Durchführung des Erörterungstermins steht nach § 10 Absatz 6 BImSchG im
Ermessen der zuständigen Behörde. Die Regelungen der 9. BImSchV
konkretisieren das behördliche Ermessen nicht abschließend. Insbesondere kann
nicht nur aus den in § 16 der 9. BImSchV genannten Gründen von einem
Erörterungstermin abgesehen werden. Die Entscheidung über die Durchführung
eines Erörterungstermins bleibt nach dem höherrangigen § 10 Absatz 6 BImSchG
eine Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde im konkreten Fall. Die für
und die gegen die Durchführung eines Erörterungstermins sprechenden Aspekte
müssen sorgfältig abgewogen werden. Auch etwaige Vorbefassungen in Gremien,
Bürgerversammlungen und Ähnlichem können dabei eine Rolle spielen.
Angesichts der gesundheitlichen Risiken, die mit einer Ansammlung von Personen
verbunden sein können, kann die zuständige Behörde einen Verzicht auf die
Durchführung des Erörterungstermins ermessensfehlerfrei begründen und auch
bereits vorgesehene Erörterungstermine absagen.“
 
b) Änderung des der Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalts
Während der Vorbereitung der Erörterungstermine zeigte sich, dass der Ausbruch
der Coronavirus-Pandemie (neuartiges Coronavirus SARS-CoV-2) eine relevante
Änderung des Sachverhalts bedingt:
Mit der Pandemie und der Übertragung des Coronavirus waren (und sind weiterhin)
erhebliche Gesundheitsrisiken verbunden. Denn gegen das neuartige Virus gab es
zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Durchführung der Erörterungstermine
keinen Impfstoff oder Therapiemöglichkeiten. Gerade bei Vorerkrankten konnte das
Coronavirus deshalb sogar zum Tod führen (und kann das auch weiterhin). Nach
dem damaligen Kenntnisstand wurde das Virus durch Tröpfchen, Aerosole und – je
nach den Umständen – auch Kontakt mit infizierten Oberflächen übertragen. Das
Infektionsrisiko konnte nur durch ein konsequentes Einhalten von
Mindestabständen und von besonderen Verhaltensregeln reduziert (aber eben nicht
gänzlich ausgeschlossen) werden, welches ein Mitwirken aller beteiligten Personen
erfordert hätte.
 
c) Rechtliche Gesichtspunkte
Dies machte eine Entscheidung über die Durchführung der für den 03.06.2020
anberaumten Erörterungstermine erforderlich. Die Entscheidung wurde am
07.05.2020 getroffen. Zu diesem Zeitpunkt waren folgende rechtliche
Gesichtspunkte zu berücksichtigen:

Mit Datum vom 25.03.2020 hat der Deutsche Bundestag eine „epidemische-       

Lage von nationaler Tragweite“ i.S.v. § 5 Abs. 1 S. 1 des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG) festgestellt.
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Der nordrhein-westfälische Landtag verabschiedete am 14.04.2020 das-       

Infektionsschutz- und Befugnisgesetz (IfSBG-NRW) und stellte eine „epidemische
Lage von landesweiter Tragweite“ i.S.v. § 11 Abs. 1 IfSBG-NRW für zwei Monate
(bis zum 13. Juni 2020) fest.

Hinzu kommt, dass zum Entscheidungszeitpunkt eine befristete-       

Coronaschutzverordnung (CoronaSchVO) in der ab dem 04.05.2020 gültigen
Fassung in Kraft war, die Veranstaltungen gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 bis auf weiteres
untersagte. Der Ausnahmetatbestand des § 11 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 CoronaSchVO für
Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
zu dienen bestimmt sind, umfasste – wenn überhaupt – lediglich alle rechtlich
erforderlichen Beteiligungsverfahren, nicht hingegen im Ermessen stehende
Erörterungstermine. Nur der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass
auch die ab dem 20.05.2020 bzw. 30.05.2020 geltende Fassung der
CoronaSchVO, die den Zeitraum des Erörterungstermins umfasste (Befristung bis
05.06.2020 bzw. 15.06.2020), in § 13 Abs. 1 Ziff. 2 ebenfalls ein
Veranstaltungsverbot, aber keine Ausnahmeregelung für fakultative
Erörterungstermine vorsah.

Ebenfalls der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass zum Zeitpunkt-       

der Entscheidung über die Aufhebung des Erörterungstermins ein Gesetzentwurf
des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) vorlag (BT-Drs. 19/18965 vom
05.05.2020). Mit dem Gesetz sollte gewährleistet werden, dass Planungs- und
Genehmigungsverfahren sowie besondere Entscheidungsverfahren mit
Öffentlichkeitsbeteiligung auch unter den erschwerten Bedingungen während der
Coronavirus-Pandemie ordnungsgemäß durchgeführt werden können. § 5 Abs. 1
des Gesetzentwurfs zum PlanSiG ordnete – auch für UVP-pflichtige Vorhaben, vgl.
§ 1 Nr. 1 – bei nicht verpflichtenden Erörterungsterminen wie in dem vorliegenden

 an:Verfahren
„Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchführung eines
Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung in das Ermessen der
Behörde gestellt, können bei der Ermessensentscheidung auch geltende
Beschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie und das Risiko der weiteren
Ausbreitung des Virus berücksichtigt werden.“
Für  sah der Entwurf in § 5 Abs. 2 vor:verpflichtende Erörterungstermine
„Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchführung eines
Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet, auf die nach
den dafür geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, genügt eine
Online-Konsultation nach Absatz 4."
Die §§ 1 bis 5 des PlanSiG sollten mit Ablauf des 31. März 2021 außer Kraft treten.
Die Befristung war mit Blick auf den o.g. Sinn und Zweck der Regelungen so zu
verstehen, dass damit Rechtssicherheit für alle Erörterungstermine bis zu diesem
Datum geboten werden sollte. Eine mehrfache kurzfristige Verschiebung von
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Erörterungsterminen um mehrere Wochen oder Monate war angesichts dieser
Befristung bis Ende März 2021 nicht Wille des Gesetzgebers.
 
Zwar trat das PlanSiG erst zum 29.05.2020 in Kraft (BGBl. I S. 1041). Es bedurfte
aber auch keines Rückgriffs auf das Gesetz, um die zum Entscheidungszeitpunkt
am 07.05.2020 anhaltende Pandemie-Situation in der vorliegenden
Ermessensentscheidung berücksichtigen zu können. Denn § 5 Abs. 1 PlanSiG
kommt für fakultative Erörterungstermine nur eine klarstellende Funktion zu. In
einem Informationsschreiben des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz des Landes NRW an die Bezirksregierungen und Kreise
bzw. kreisfreien Städte vom 05.06.2020 zum PlanSiG und zur Durchführung von
Terminen heißt es dazu entsprechend:
„Soweit der Erörterungstermin im Ermessen der Behörde steht, wird klargestellt,
dass die Pandemie-Einschränkungen bei der Ermessensentscheidung
berücksichtigt werden können.“
 
Insgesamt durfte ich daher die Umstände der Coronavirus-Pandemie in meine
Ermessensentscheidung mit einstellen.
 
d) Ermessensausübung
aa)Entscheidung für die Aufhebung
Um die Verbreitung des Coronavirus zu verhindern und potentielle Teilnehmer vor
einer Ansteckung zu schützen habe ich damals mein Ermessen dahingehend
ausgeübt, dass der Erörterungstermin ersatzlos aufgehoben wird.
 
Dabei habe ich die Schutzwürdigkeit des öffentlichen Beteiligungsinteresses nicht
verkannt. Nach dem Grundsatz der effektiven Beteiligung der Öffentlichkeit i.S.d.
Art. 7 Abs. 5 der RL 2011/92/EU (UVP-RL) muss die betroffene Öffentlichkeit die
Möglichkeit erhalten, effektiv an den umweltbezogenen Entscheidungsverfahren
teilzunehmen. Eine effektive Beteiligung der Öffentlichkeit bei Entscheidungen
ermöglicht es der Öffentlichkeit, Meinungen und Bedenken zu äußern, die für diese
Entscheidungen von Belang sein können, und ermöglicht es den
Entscheidungsträgern, diese Meinungen und Bedenken zu berücksichtigen.
Dadurch wird der Entscheidungsprozess nachvollziehbarer und transparenter, und
in der Öffentlichkeit wächst das Bewusstsein für Umweltbelange sowie die
Unterstützung für die getroffenen Entscheidungen (vgl. 16. Erwägungsgrund der
UVP-RL).
Dem öffentlichen Beteiligungsinteresse wurde durch die Auslage der
entsprechenden Unterlagen sowie durch die Möglichkeit zum Erheben von
Einwendungen hinreichend Rechnung getragen. Denn das Europarecht schreibt die
Durchführung eines Erörterungstermins nicht zwingend vor (arg. Art. 6 Abs. 5 der
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UVP-RL; vgl. auch BR-Drs. 268/17 (Beschluss), S. 5 f.; ausf. , UPR Leidinger/Stickel
2019, 327 ff. unter Ziff. III.4.; , BImSchG, 12. Aufl. 2017, § 10 Rn. 97; Jarass Dietlein
, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 92. EL Feb. 2020, BImSchG § 10 Rn. 210).
Der jedem Verzicht auf einen Erörterungstermin immanente Verlust der Möglichkeit
zur mündlichen Erläuterung rechtzeitig erhobener Einwendungen stellt im Übrigen
keinen ermessenserheblichen Gesichtspunkt dar (VGH BW, Beschl. v. 29.01.2019
– 10 S 1991/17 –, juris Rz. 17).
Ergänzend ist ferner darauf hinzuweisen, dass im Rahmen von
Bürgerversammlungen bereits mehrfach die Möglichkeit zum Austausch mit der
Antragstellerin bestand (bei der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung am 15.
September 2017 im Hotel am Rhein in Wesseling mit 17 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern, in der öffentlichen Informationsveranstaltung am 14. November 2017
auf Einladung des 2. Vorsitzenden des Bürgerverein für Sürth e.V. mit 120
Teilnehmerinnen und Teilnehmnern, bei der Sitzung des Bürgervereins für Sürth
e.V. am 29. Mai 2018, an der ca. 150 interessierte Bürgerinnen und Bürger
teilnahmen, sowie bei der Informationsveranstaltung am 16. Dezember 2019 mit
100 interessierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern).
 
Demgegenüber ist das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit
grundsätzlich in Art. 2 Abs. 1 S. 1 GG verankert. Die staatliche Schutzpflicht für das
Lebn ist "umfassend": Sie gebietet dem Staat, sich schützend und fördernd vor das
Leben zu stellen; d. h. vor allem, es auch vor rechtswidrigem Eingriffen von Seiten
anderer zu bewahren. Da das menschliche Leben einen Höchstwert darstellt, muss
diese Schutzverpflichtung besonders ernst genommen werden (Murswiek/Rixen,
in: Sachs, GG Art. 2 Rn. 188 mit Verweis auf BVerfGE 46, 160 [164]).

Bei Durchführung der Erörterungstermine hätten die für den Infektionsschutz der
Teilnehmer notwendigen Vorkehrungen nicht eingehalten werden können.
Im vorliegenden Verfahren samt dem zu koordinierenden 
immissionsschutzrechtlichen Verfahren war für die Erörterungstermine aufgrund der
Vielzahl der Einwenderinnen und Einwender (ca. 120) mit der Teilnahme von
insgesamt mehreren hundert Personen kalkuliert worden. Die genaue Anzahl der
Teilnehmer wäre aber gar nicht abzusehen gewesen, da die Erörterungstermine
gemäß § 18 Abs. 1 S. 1 der 9. BImSchV öffentlich sind und das Verfahren bereits
eine gewisse - auch mediale - Aufmerksamkeit erfahren hatte. Sicherheitshalber
musste deshalb davon ausgegangen werden, dass die Zahl der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer an den Erörerungsterminen ggf. deutlich höher hätte ausfallen
können als die Zahl der reinen Einwenderinnen und Einwender.

Aber selbst bei einem Ausschluss der Öffentlichkeit hätten zur Reduzierung der
Infektionsgefahr die zahlreichen Teilnehmer (insbes. Vertreter der Antragstellerin,
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Behördenvertreter und Träger öffentlicher Belange sowie Einwenderinnen und
Einwender) weit über einen Raum verteilt werden müssen, um die Mindestabstände
jederzeit einzuhalten. Zudem hätte der Abstand auch technisch umgesetzt werden
müssen. Zur Vermeidung einer Infektionsgefahr durch Oberflächenkontakte wäre
es gegebenenfalls erforderlich gewesen, jedem Teilnehmer ein eigenes Mikrofon
zur Verfügung zu stellen. Dies war in den vorgesehenen Räumlichkeiten im
Rheinforum Wesseling nicht darstellbar. Der Tagungsraum ist dafür erheblich zu
klein (er war ja vielmehr unter den ursprünglichen Bedingungen für die
prognostizierte Teilnehmerzahl als ausreichend erachtet worden) und es waren nur
14 Mikrofone vorgesehen. Eine Erörterung konnte dort also nicht stattfinden. Ich
habe mich ebenso mit der Frage beschäftigt, ob ein anderer Raum in Frage kommt.
Auch dort hätten aber erhebliche Gesundheitsrisiken fortbestanden, die ich aus
sachlichen und rechtlichen Gründen nicht hätte verantworten können. Denn selbst
wenn ein erheblich größerer Raum hätte gefunden werden können, wäre es aus
Infektionsschutzgründen sinnvoll gewesen, dass jeder Teilnehmer ein eigenes
Mikrofon erhält, was auch die Moderation der Veranstaltung nicht unerheblich
erschwert hätte.
Hinzu kommt, dass sich auch bei jeder noch so großzügigen Ausgestaltung der
Räumlichkeiten die Frage der Aerosolbildung gestellt hätte. Die zahlreichen
Teilnehmer hätten sich über mehrere Tage in demselben Raum aufgehalten.
Vielfach werden große Tagungsräume mit einer Klimaanlage belüftet. Deren
Auswirkung auf die Verbreitung von Virus-Aerosolen und die mit einer mehrtägigen
Präsenzveranstaltung verbundenen Risiken für alle Teilnehmer ließen sich zum
Zeitpunkt der damaligen Entscheidung über die Durchführung bzw. Absage der
Erörterungstermine nicht abschätzen oder gar verantworten.
Um eine Minimierung des Infektionsrisikos im Ansatz zu ermöglichen, hätte ich
zudem auch eine Art „Sitzungspolizei“ stellen müssen, um sicherzustellen, dass die
Hygienevorschriften gewahrt werden. Beispielhaft hätte dazu auch eine Regelung
gehören müssen, wonach keine Personen mit einschlägigen Krankheitssymptomen
am Erörterungstermin teilnehmen. Eine wirksame Umsetzung einer solchen
Regelung war damals nur schwer vorstellbar. "3-G-Regelungen", flächendeckende
Test-Angebote und ähnliche - aus heutiger Sicht selbstverständliche - Aspekte
existierten Anfang Mai 2020 noch gar nicht.
Schließlich wäre jedwede Durchführung der Erörterungstermine dem Problem
begegnet, dass durch die grassierende Pandemie faktisch jene Personen von der
Teilnahme ausgeschlossen worden wären, die zu einer definierten Risikogruppe
gehören oder für sich selbst das Risiko der Teilnahme als zu hoch einschätzen. Der
Sinn des Erörterungstermins, einen umfassenden Austausch zwischen
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Einwendern, Antragstellerin und Behörde zu erreichen, und zugleich die Einwender
strukturell gleich zu behandeln, wäre auch dadurch erheblich in Frage gestellt
worden. Aus diesem Grund kam auch eine Aufteilung der Veranstaltung in mehrere
Erörterungstermine oder eine schlichte Begrenzung der Teilnehmerzahl nicht in
Frage.
 
Abschließend war auch eine zeitliche Verschiebung der Erörterungstermine
abzulehnen, da aus damaliger Sicht die Infektionsgefahr (insbesondere mangels
Impfstoffs und Therapie) auf nicht absehbare Zeit weiterhin bestehen bleiben
würde. Zu berücksichtigen war zudem das Erfordernis einer effizienten und
rechtsförmigen Verwaltung; auch in einer Krisensituation. Vor diesem Hintergrund
ist auch das straffe Fristenregime von § 10 Abs. 6a BImSchG zu sehen, welches
der Planbarkeit und Handhabbarkeit des Verfahrens aus Sicht von Antragstellern
dient.
Danach ist über den Genehmigungsantrag, wie er dem zu koordinierenden
immissionsschutzrechtlichen Verfahren zugrunde liegt, innerhalb einer Frist von
sieben Monaten nach Eingang des Antrags und der vollständigen Unterlagen nach
§ 10 Abs. 1 S. 2 BImSchG zu entscheiden.
 
Insgesamt wog das Infektionsschutzinteresse nach alledem schwerer als das
Interesse an einer Durchführung der Erörterungstermine.
 
bb) Ersatzlose Aufhebung
Ich habe mich ferner dafür entschieden, die Erörterungstermine ersatzlos ausfallen
zu lassen, d.h. kein wie auch immer geartetes modifiziertes Verfahren zur
Verfügung zu stellen. Zwar erscheint es denkbar, die Erörterungstermine in einer
anderen Form, etwa auf schriftlichem Wege oder digital stattfinden zu lassen. Weit
überwiegende Gesichtspunkte sprachen aber gegen ein solches Vorgehen:
 
aa) Erstens sah das Verfahrensrecht zum Zeitpunkt der Entscheidung kein
entsprechendes Alternativverfahren vor. Erst mit dem Inkrafttreten des PlanSiG
wurde eine Online-Konsultation eingeführt, allerdings gem. § 5 Abs. 2 nur für
verpflichtende Erörterungstermine und damit nicht für den vorliegenden Fall eines
im Ermessen stehenden Erörterungstermins. Dies zeichnete sich zum Zeitpunkt der
vorliegenden behördlichen Entscheidung über den Erörterungstermin auch bereits
im Entwurf des PlanSiG ab (s.o.). Zu diesem Zeitpunkt war also hinsichtlich der
möglichen Rechtsfolgen der Ermessensentscheidung allein auf § 10 Abs. 6
BImSchG sowie auf die Vorschriften der 9. BImSchV abzustellen. Vor diesem
Hintergrund gab es keine Grundlage für ein rechtssicheres Ersatzverfahren für
einen im Ermessen stehenden Erörterungstermin.
bb) Zweitens hätten alle denkbaren Ersatzverfahren darüber hinaus eigenständige
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Probleme mit sich gebracht:
- Eine Durchführung einer Online-Konsultation (im Sinne des damals noch nicht in
Kraft getretenen PlanSiG) oder gar einer Telefon- oder Videokonferenz mit ggf. bis
zu mehreren hundert Teilnehmern habe ich bis dahin noch nie durchführen
müssen. Es stellten sich hinsichtlich einer Telefon- bzw. Videokonferenz einer
solchen Größenordnung weiterhin grundlegene technische Fragen. Auch für eine
Online-Konsultation gab es damals Anfang Mai 2020 keine ad hoc zur Verfügung
stehende technische Lösung. Eine solche hätte erst entwickelt (und ggf. nach
vorheriger Ausschreibung extern vergeben) werden müssen. Die
zeitliche Verzögerung aufgrund einer solchen Vorgehensweise wäre mangels
entsprechender Erfahrungswerte unkalkulierbar gewesen. Zudem wäre in einem
rein digitalen Verfahren mit Blick auf nicht hinreichend technisch ausgestattete
Einwenderinnen und Einwender der Gesichtspunkt der Gleichberechtigung
problematisch gewesen.

- Ein analoges Verfahren, etwa in Form der vertieften Korrespondenz zwischen
Behörde, Antragstellerin und den jeweiligen Einwendern, hätte dagegen nicht nur
eine erhebliche Zeitverzögerung mit sich gebracht. Vielmehr wäre ein solches
Verfahren auch dem mit den Erörterungsterminen verbundenen Gedanken des
zeitlich synchronen Austauschs zwischen Einwendern, Behörde, Trägern
öffentlicher Belange und Antragstellerin nicht gerecht geworden.
 
- Soweit es dagegen (lediglich) um die Konkretisierung und vollumfängliche
Bearbeitung einer Einwendung geht, bedarf es überdies keines alternativen
Erörterungsverfahrens ohne gesetzliche Grundlage. Denn ich habe schon aus
Gründen des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 24 VwVfG NRW) allen Einwendungen
Rechnung zu tragen und insofern den Sachverhalt vollständig zu ermitteln und zu
bewerten.
 
Angesichts der genannten erheblichen Schwierigkeiten eines jeden alternativen
Erörterungsverfahrens und der Tatsache, dass dem Interesse der effektiven
Beteiligung der Öffentlichkeit bereits durch die Auslage der entsprechenden
Unterlagen sowie durch die Möglichkeit zum Erheben von Einwendungen
hinreichend Rechnung getragen worden war, habe ich mich ermessensfehlerfrei
zum ersatzlosen Verzicht auf die Erörterungstermine entschieden.

 Behördenbeteiligung10.2.2.2

Im Erlaubnisverfahren wurden folgende Behörden und Stellen,
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, beteiligt:
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die Oberbürgermeisterin der Stadt Köln,

der Rhein-Erft-Kreis,

der Rhein-Sieg-Kreis,

das Landesamt für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz,

das Landesbüro der Naturschutzverbände,

die Stadtentwässerungsbetriebe Köln,

die Stadtwerke Köln,

die Häfen und Güterverkehr Köln AG,

das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt,

das Eisenbahn-Bundesamt

die Industrie- und Handelskammer Köln,

das Dezernat 54 meines Hauses (Überschwemmungsgebiete,
Wasserversorgung, Hydrologie, Gewässerentwicklung und Gewässergüte),

das Dezernat 25 meines Hauses (Verkehr),

das Dezernat 51 meines Hauses (Natur- und Landschaftsschutz, Fischerei),

das Dezernat 52 meines Hauses (Abfallwirtschaft -einschl. anlagenbezogener
Umweltschutz-),

das Dezernat 53 meines Hauses (Immissionsschutz -einschl.
anlagenbezogener Umweltschutz-)

das Dezernat 55 meines Hauses (Technischer Arbeitsschutz) sowie

das Dezernat 56 meines Hauses (Betrieblicher Arbeitsschutz).

 Wasserrechtliche Begründung10.2.2.3

Nach § 8 Abs. 1 WHG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Ziffer 4 WHG stellt das
Einleiten von Abwasser in ein Gewässer eine erlaubnispflichtigte
Gewässerbenutzung dar. Nach § 10 Abs. 1 WHG gewährt die Erlaubnis die
Befugnis ein Gewässer zu einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß
bestimmten Weise zu benutzen.

Nach § 57 Abs. 1 Nr. 1 WHG darf eine Erlaubnis zudem nur erteilt werden, wenn
die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten werden, wie dies
bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der
Technik möglich ist. Die Bundesregierung hat mit der Verordnung über
Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung
– AbwV) Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer aus
den in den Anhängen bestimmten Herkunftsbereichen (§ 1 Abs. 1 AbwV)
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festgelegt.
Das von Ihnen eingeleitete Abwasser ist in diesem Sinne den Herkunftsbereichen
der Anhänge 1 (Häusliches und kommunales Abwasser), 27 (Behandlung von
Abfällen durch chemische und physikalische Verfahren) und 49 (Mineralölhaltiges
Abwasser) zuzuordnen.
Die mit diesem Bescheid festgesetzten Überwachungswerte entsprechen den o.a.
Anhängen der Abwasserverordnung.
Die von Ihnen beantragten Höchsteinleitmengen sind plausibel und wurden daher
dem Antrag entsprechend festgesetzt.

Des Weiteren darf eine Erlaubnis nach § 57 Abs. 1 Nr. 2 WHG nur dann erteilt
werden, wenn die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften
und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist.
Die beantragte Abwasserbehandlungsanlage entspricht dem Stand der Technik
und reinigt das Abwasser nach gesetzlichen Vorgaben der AbwV, sodass eine
negative Veränderung der Gewässereigenschaften des Vorfluters durch die
Einleitung nicht zu besorgen ist. An diesem Standort sind mehrere direkteinleitende
industrielle Betriebe angesiedelt. Bislang haben sich keine Hinweise auf negative
Auswirkungen auf die Gewässereigenschaften ergeben. Auch im Rahmen der
Erhebungen zur Wasserrahmenrichtlinie wurde kein zusätzlicher Handlungsbedarf
festgestellt. Im Antragsverfahren ergaben sich ebenfalls keine Hinweise auf
negative Auswirkungen auf die Gewässereigenschaften. Darüber hinaus gehende
rechtliche Anforderungen, die der Erteilung der Erlaubnis entgegenstehen, sind
nicht bekannt.
Die von Ihnen betriebenen Abwasserbehandlungsanlagen (Kleinkläranlage,
LFA01, LFA02, LFA03 und LFA04) sind nicht Bestandteil dieses Verfahrens. Durch
den Betrieb der Abwasserbehandlungsanlagen ist sichergestellt, dass die
Anforderungen gem. § 57 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 eingehalten werden. Aufgrund der
plausiblen Darstellung im Antrag und den eingereichten Unterlagen kann von einer
ausreichenden Funktionsfähigkeit der Behandlungsanlagen ausgegangen werden.
Somit sind die Anforderungen des § 57 Abs. 1 Nr. 3 WHG ebenfalls erfüllt.

  Stellungnahmen  der  Träger  öffentlicher  Belange/beteiligter10.2.2.4
Stellen

Stellungnahme der Stadt Köln:
Die Stadt Köln erhob keine Bedenken gegen das Vorhaben.

Stellungnahme des Rhein-Erft-Kreises:
Der Rhein-Erft-Kreis hat mitgeteilt, dass keine Stellungnahme abgegeben wird.
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Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises:
Der Rhein-Sieg-Kreis erhob keine Bedenken gegen das Vorhaben.

Stellungnahme des Landesamtes für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz:
Das Landesamt für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz ist in seinen Belangen
von diesem Verfahren nicht betroffen.

Stellungnahme der Stadtentwässerungsbetriebe Köln:
Die Stadtentwässerungsbetriebe Köln erhoben keine grundsätzlichen Bedenken.
Sie weisen darauf hin, dass für den Betrieb einer Kleinkläranlage ein Antrag auf
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht zu stellen ist. Voraussetzung für eine
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht ist, dass das Abwasser zur
gemeinsamen Fortleitung oder Behandlung in einer öffentlichen Abwasseranlage
ungeeignet ist oder zweckmäßiger getrennt beseitigt wird. Hierzu soll im Antrag ein
entsprechender Nachweis mit fachlicher Begründung geführt werden.
Der Antrag zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht wurde gleichzeitig mit
dem Antrag auf Einleitung in den Rhein bei mir gestellt. Mit Datum vom 19.07.2021

 beschieden. Derwurde die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht
Antragssteller ist somit abwasserbeseitigungspflichtig.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass bei der Einleitung von
Niederschlagswasser die einschlägigen wasserrechtlichen Vorgaben zur
Behandlung und Einleitung sowie die Betreiberpflichten eingehalten werden
müssen. Es müsse hinreichend dokumentiert sein, dass die §§ 57 und 60 WHG
eingehalten werden.
Der Antragssteller hat in seinem Antrag dargestellt, dass die Einleitung den
Vorgaben des WHG entspricht. Zudem enthält dieser Bescheid Auflagen zur
Einhaltung der wasserrechtlichen Vorschriften.

Stellungnahme der Stadtwerke Köln:
Die Stadtwerke Köln erhoben keine Bedenken gegen das Vorhaben.

Stellungnahme der Häfen und Güterverkehr Köln AG:
Die Häfen und Güterverkehr Köln AG hat keine grundsätzlichen Bedenken gegen
die Einleitung in den Rhein erhoben. Um ein Ausspülen der Hafensohle zu
vermeiden, habe ich die Nebenbestimmung Nr. 7.4.1 mit aufgenommen. Zudem
weise ich auf die Ziffer 8.9 hin (für ggf. notwendige Regelungen im Verhältnis
zwischen Einleiter und Hafenbetreiber).

Stellungnahme des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes:
Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt sieht sich in seinen Belangen von
diesem Verfahren nicht betroffen.
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Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes:
Das Eisenbahn-Bundesamt erhob keine Bedenken gegen das Vorhaben.

Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Köln:
Die Industrie- und Handelskammer Köln erhob keine Bedenken gegen das
Vorhaben.

Stellungnahme des Landesbüros der Naturschutzverbände:
Das Landesbüro der Naturschutzverbände wies darauf hin, dass sich die
Kleinkläranlage nur auf den Einwohnergleichwert bezieht.
Der Einwohnergleichwert gilt als Bemessungsgrundlage der Kleinkläranlage (KKA)
für häusliches Abwasser. Für die hier geplante KKA wurde mir die Bauartzulassung
vorgelegt. Meine Prüfung ergab, dass die technischen und gesetzlichen Vorgaben
erfüllt sind.

Weiterhin stellte das Landesbüro die Frage, ob es richtig sei, dass beim Nachweis

des Rückhalteraumes nur in einem Fall 1,87 + 6,12 m  = 8 m  nach 5 Minuten3 3

benötigt werden. Das Landesbüro wies darauf hin, dass seines Erachtens beim

Nachweis bei 5 Minuten Regen 6 m , im Starkregenereignis 18 m  Volumen und3 3

nicht 15 m  Volumen - wie im Antrag berechnet - sei.3

Der erforderliche Rückhalteraum ergibt sich nicht linear. Bei der Berechnung
werden die langjährigen Regenereignisse nach den Tabellen des DWD (Deutscher
Wetterdienst) für Regendauer 5 - 4320 Min. herangezogen. Maßgebend ist der sich
daraus ergebende größte Rückhalteraum  innerhalb der Wiederkehrzeit (hier für
100-jährliche Ereignisse). Dementsprechend ist der Rückhalteraum als ausreichend
zu bewerten.

Zuletzt bemängelte das Landesbüro der Naturschutzverbände, dass die Pläne fast
alle ohne nachvollziehbaren Maßstab seien.
Der Großteil der Abbildungen sind mit einem nachvollziehbaren Maßstab
dargestellt. Bei den Abbildungen ohne Maßstab handelt es sich um Auszüge aus
Plänen in Großmaßstab und dienen der Veranschaulichung der Beschreibung der
Anlage. Die Originalpläne mit Maßstab können den Antragsunterlagen entnommen
werden.

Ansonsten erhob das Landesbüro der Naturschutzverbände keine Bedenken gegen
das Vorhaben.
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 Einwendungen10.2.2.5

Im wasserrechtlichen Verfahren gingen insgesamt 39 Einwendungen ein. Diese
werden nachfolgend behandelt.

I. Der Einwender fragt nach dem Rückhalt von durch Öle oder andere chemische
Verbindungen verschmutztem Oberflächenwasser und
den Sicherungsmaßnahmen, sodass keine Einleitung in den Rhein stattfindet.
Alle Bereiche der Anlage, in denen mit wassergefährdenden Stoffen wie z.B. mit
Ölen umgegangen wird, werden nach den Anforderungen der AwSV ausgelegt und
entsprechen somit den gesetzlichen Vorgaben. Abwasser aus allen
Betriebsbereichen wird einer Reinigung in mehrstufigen Abscheider-Anlagen
unterzogen, um einen Eintrag von o.g. Stoffen in den Rhein zu verhindern.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

II. Der Einwender fragt nach dem Schutz der Anlage im Hochwasserfall.
Die geplante Anlage wird hochwasserangepasst gem. § 78 Absatz 5 WHG gebaut.
Für den Hochwasserfall hat der Antragsteller einen Hochwasseralarmplan erstellt.
Je nach Wasserstand des steigenden Wasserspiegels werden bei verschiedenen
Alarmschwellen festgelegte Sicherungsmaßnahmen von bestimmtem
Anlagenpersonal der Firma vorgenommen. Ein Bestandteil des Konzepts (interne
Alarmschwelle 2) ist die vorsorgliche Leerung und Reinigung der Ölabscheider und
des Schlammfangs. Eine Überflutung ist danach ohne Bedenken möglich. Weitere
Einzelheiten sind dem Antrag zu entnehmen.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

III. Der Einwender führt an, dass die geplante Anlage nicht den Vorgaben des WHG
entspricht.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Im Antrag sind alle erforderlichen
Unterlagen, Anlagen und Erläuterungen enthalten. Das geplante Vorhaben des
Baus der neuen Anlagen (KKA, LFA01, LFA02, LFA03, LFA04) wurde gemäß den
aktuellen gesetzlichen Vorgaben des WHG, LWG sowie den einschlägigen
Vorschriften und  gesetzlichen Regelwerke von den zuständigen Behörden bzw.
zuständigen Derzenaten meines Hauses geprüft. Die Erteilung einer Genehmigung
bzw. einer Einleiterlaubnis ist ausschließlich unter Einhaltung der o.g. Vorgaben
möglich.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

IV. Der Einwender führt an, durch den Betrieb der Anlagen würden schädliche
Boden-, Gewässerverunreinigungen und Lärmbelastungen auftreten, die zusätzlich
zu den bereits vorhandenen Vorbelastungen die Gesundheit der Anwohner
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maßgeblich gefährden werden. Die Emissions- und Landschaftsschutzgesetze
seien unzureichend berücksichtigt.
Da es kein Emissionsschutzgesetz gibt, habe ich die Einwendung dahingehend
interpretiert, dass sich die Einwendung auf Immissions- und
Landschaftsschutzgesetze bezieht.
Die Boden- und Lärmbelastungen sind Teil des zugehörigen
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens. Die Handhabung mit
wassergefährdenden Stoffen erfolgt gemäß den Anforderungen der AwSV (s.
Einwendung I). Diese wird ebenfalls im immissionsschutzrechtlichen Verfahren
geprüft und durch die Regelungen des Bescheides meines Dezernates 52
festgelegt. Schädliche Gewässerverunreinigungen sind nicht zu besorgen.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

. V Der Einwender führt an, dass die Gefahr der unkontrollierten Verunreinigung
bzw. Vergiftung des Niederschlagswassers auf dem Betriebsgelände gegeben und
deren Aufbereitung/Entgiftung unzureichend dargelegt sei. Die anschließende
Entwässerung in das Hafenbecken sei nicht vertretbar.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Der Niederschlag des gesamten Betriebsgeländes
wird über eine Abwasserbehandlungsanlage entwässert. Alle auf dem
Betriebsgelände geplanten Abwasserreinigungsanlagen wurden auf ihre
technischen Maßgaben geprüft und entsprechen dem Stand der  
(Abwasseraufbereitungs-)Technik. Einzelheiten hierzu sind den
Antragsunterlagen, u.a. der sog. „Nichttechnischen Zusammenfassung“ bzw. den
Datenblättern zu der jeweiligen Anlage zu entnehmen.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

VI. Der Einwender führt an, dass er deutliche Gesundheitsgefahren für die
Anwohner und weiter zunehmende Umweltbelastungen für den bereits u.a. durch
die ansässige chemische Industrie stark belasteten Kölner Süden befürchtet.
Diese Befürchtung ist unbegründet. Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung
IV.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

VII. Der Einwender führt an, dass die Eigenüberwachung der Kläranlage
(Sichtkontrolle) keine ausreichende Sicherheit bietet, Schadstoffe - wie
beispielweise bei einem Brand auf dem Elektronikschrott-Anlagenteil - nicht in
den Rhein gelangen zu lassen. Die vorgesehenen Kontrollen würden nicht
ausreichen.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Bei dem Begriff "Kläranlage" muss zunächst
zwischen der Kleinkläranlage (KKA) für häusliches Abwasser und der
Regenwasserkläranlage (RKA = LFA01, LFA02, LFA03 und LFA04) unterschieden
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werden.
Die Reinigung der häuslichen Abwässer erfolgt in einer bauartzugelassenen
Kleinkläranlage Die Regenentwässerung der Dach- und Platzflächen erfolgt über
ein separates Entwässerungssystem mit Vorbehandlung vor der Direkteinleitung.
Aus den Antragsunterlagen ergibt sich, dass das Wasser von den Flächen, auf
denen ölhaltige Oberflächenabflüsse anfallen können (AwSV-Flächen), jeweils vor
der Einleitung in das Regenwassernetz in Abscheideanlagen vorbehandelt wird.
Abwasser aus den Abscheideanlagen entspricht den Einleitanforderungen der
AbwV Teil E des Anhang 49. Für die Regenmengen aus den restlichen Flächen
gelten die Anforderungen nach AbwV Anhang 27 (s. hierzu auch die
weiteren Ausführungen in der Begründung). Die Wartung und Überwachung der
Anlagen wird entsprechend dem Antrag, den o.g. Anhängen 27 und 49 der AbwV
und den Vorgaben des § 3 Abs. 1 Nr. 5 IZÜV durch eine mit der
Überwachungsbehörde abgestimmte regelmäßige, kontinuierliche Überprüfung und
Dokumentation der Abwasserwerte vorgenommen. Der Umfang und die Häufigkeit
der Überwachung wird in der Einleiterlaubnis festgelegt. Für mögliche Havarielagen
verfügt die Anlage über Schnellschlussvorrichtungen zur Unterbindung von
Abflüssen aus der Fläche (s.a. Einwand Nr. II.).

ie Einwendung wird zurückgewiesen.D

VIII. Der Einwender führt an, dass bei Direkteinspeisung in den Rhein das
Risikomanagement zur engmaschigen Überwachung und Einhaltung von Reinigung
anfallender Verunreinigungen nicht sichergestellt sei.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung VII.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

IX. Der Einwender führt an, dass nur ein Schmutzwasserauffangbecken
unzureichend sei.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung VII.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

X. Der Einwender fragt, wieso das Niederschlagswasser nicht zwingend in die
Kanalisation eingeleitet werden muss.
Der nächstgelegene Anschluss an die öffentliche Kanalisation der
Stadtentwässerungsbetriebe Köln liegt mehrere hundert Meter entfernt.
Dazwischen liegen ein Naturschutzgebiet, eine Bahntrasse und diverse
Leitungsführungen der anliegenden chemischen Betriebe. Ein Anschluss daran
wäre nur mit einem unzumutbaren finanziellen und technischen Aufwand
realisierbar. Aus diesen Gründen und da das behandlungsbedürftige
Niederschlagswasser gereinigt wird und somit keine Gefahr für das Gewässer
darstellt, hat sich der Antragssteller nach Rücksprache mit dem Versorgungsträger
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Stadtentwässerungsbetriebe Köln für eine Direkteinleitung in den Rhein
entschieden. Die in der kommunalen Satzung der Stadt Köln enthaltene
Abwasserüberlassungspflicht wurde durch eine Befreiung von der
Abwasserbeseitigungspflicht (s. Begründung unter 10.2.2.4) geregelt.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XI. Der Einwender weist auf die Abwasserbeseitigungspflicht hin.
Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung X.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XII. Der Einwender fragt, ob eine Umkehr der Fließrichtung des Rheinwassers
möglich ist.
Diese Frage ist zu verneinen. Für die Fließrichtung ist die Topographie
entscheidend. Gesichtspunkte für eine Veränderung der Topographie sind nicht
erkennbar. Wasser fließt vom höher zum tiefer gelegenen Geländepunkt. Allein
dieses Naturgesetz entscheidet, in welche Richtung ein Gewässer wie der Rhein
fließt. Eine Einleitung von zusätzlichem, ob unbehandeltem oder behandeltem bzw.
in seiner Zusammensetzung verändertem Wasser, kann die Fließrichtung nicht
absolut ändern.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XIII. Der Einwender erkundigt sich, was bei Störfällen (gefährliche Stoffe)
geschieht.
Bei der hier geplanten Anlage handelt es sich nicht um eine sog. Störfallanlage
Dementsprechend können keine Störfälle i.S.d. Störfallverordnung auftreten. In
allen anderen, dem nicht bestimmungsgemäßen Betrieb entsprechenden Vorfällen,
wie z.B. einem Brandfall, einem Hochwasserfall sowie einer Havarie, ist in der
Anlage eine Rückhaltung von angefallenem kontaminiertem Wasser in einer den
gesetzlichen Vorschriften vorgegebenen Menge gegeben. Des Weiteren gibt es
einen Alarmplan, welcher die Sicherungsmaßnahmen in einem solchen Fall
beschreibt. In diesem ist u.a. die sofortige Schließung der Direkteinleitung in
den Rhein geregelt. Die im Störfall gemäß mir vorlegtem Alarmplan zu ergreifende
Maßnahmen wurde als ausreichend eingeschätzt, um einen Schaden für das
Schutzgut Wasser abzuwehren.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XIV. Der Einwender fragt nach den Maßnahmen, die bei Niedrigwasser, wenn die
Rohrenden oberhalb der Wasserlinie liegen, greifen.
Auch das Einleiten des gereinigten Wassers in den Rhein oberhalb des
Wasserspiegels stellt einen regulären Betreib dar. Insofern sind keine zusätzlichen
Maßnahmen erforderlich.
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Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XV. Der Einwender fragt, ob der Vorfluter zeitweise trocken fällt.
Der Vorfluter ist in diesem Fall der Rhein. Dieser fällt aufgrund der unzähligen
Quellgerinne, Bäche und Flüsse, die im Rhein münden und ihn speisen nicht
trocken bzw. ein Trockenfallen ist im höchsten Maße unwahrscheinlich.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XVI. Der Einwender führt an, dass zusätzlich zur nahegelegenen Chemie-Industrie
durch den Betrieb der Anlage eine weitere Quelle potentiell gesundheitsschädlicher
Emissionen bestehe.
Diese Ansicht ist unzutreffend. Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung IV.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XVII. Der Einwender führt an, dass für die Direkteinleitung ins Hafenbecken ein
Genehmigungsverfahren nach WHG - parallel zum Immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahren - erforderlich ist. Auch die Entwässerung der
Sanitärabwässer über eine Kleinkläranlage mit anschließender Direkteinleitung
muss im parallelen Verfahren genehmigt werden. Zudem muss ein Antrag auf
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht bei den StEB Köln gestellt werden.
Der Antrag auf Direkteinleitung für alle anfallenden Abwässer sowie
Niederschlagswässer wurde gestellt und wird mit diesem Bescheid genehmigt. Der
Antrag auf Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht ist unter Beteiligung der
Stadtentwässerungsbetriebe Köln von mir am 19.07.2021 genehmigt worden (siehe
auch 10.2.2.4)
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XVIII. Der Einwender führt an, dass die Spänehalle auf einer Seite durch eine
PVC-Streifenschürze als Schlagregenschutz gegen Niederschlagswasser geschützt
werden solle, dies aber als Schlagregenschutz nicht geeignet sei. Daher müsse der
Antragssteller erläutern, wie das Eindringen von Niederschlagswasser zuverlässig
verhindert wird, um chemische Reaktionen zu vermeiden.
Ein Eintrag von Regenwasser kann in diesem geschilderten Fall ausgeschlossen
werden, da

die Lagerfläche vollständig überdacht ist, 1.    
Schlagregen aufgrund der Länge der Streifenschürze nicht eingetragen wird2.    

und 
aufgrund des Abstandes der Lagerfläche zum vorderen „Dachrand“ kein3.    

Schlagregenzulauf auf der Bodenfläche stattfinden kann.
Die Bodenfläche hat ihren höchsten Punkt im Abstand von 2,4 m von der vorderen
„Dachkante“ – die Fläche steigt von Rand her zunächst an. Es gibt keine
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chemischen Reaktionen durch Regenwasser.
Die Aussage des Antragstellers wurde geprüft und als plausibel bewertet. Eine
Verschmutzung des Niederschlagswassers findet hier nicht statt. 
Siehe außerdem auch die Begründung zur Einwendung Nr. I.
Die Einwendung wird somit zurückgewiesen.

XIX. Der Einwender weist darauf hin, dass mögliche Auswirkungen auf Mensch,
Tier, Schutzgebiete und Klima sowie auf den Rhein beschrieben werden
sollen. Insbesondere sollen hierbei die möglichen Beeinträchtigungen zum
benachbarten Naturschutzgebiet überprüft werden.
Als Grundlage der behördlichen Prüfung dienen die UVP-VP sowie der
UVP-Bericht, in der die Umweltauswirkungen des Vorhabens auf alle im
Einwirkungsbereich der Anlage liegende Schutzgebiete betrachtet und bewertet
wurden. Die fachlich zuständigen Stellen/Behörden wurden in diesem Verfahren
beteiligt und haben Stellung genommen (s. Kapitel 10.2.2.2).
In dem UVP-Bericht wurden die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter 
– auch auf das Schutzgut Wasser – auf Grundlage der entsprechenden
Fachgutachten dargestellt und bewertet. Die UVP kommt zu dem Ergebnis, dass
von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die
einzelnen Schutzgüter zu besorgen sind.
Diese Betrachtungen erfolgen im immissionsschutzrechtlichen Verfahren.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XX. Der Einwender weist darauf hin, dass mögliche Auswirkungen auf Mensch,
Tier, Schutzgebiete und Klima sowie auf den Rhein beschrieben werden
sollen. Insbesondere solle hierbei die Entwässerung der Lagerflächen dargestellt
werden.
Siehe hierzu die Begründung zur Einwendung XIX.
Die Entwässerung der Lagerflächen wurde im Antrag ausführlich beschrieben (s.
Kapitel „nichttechnische Zusammenfassung“). Das auf den Lagerflächen anfallende
Niederschlagswasser wird dem Stand der Technik sowie den
Einleitungsanforderungen des Anhanges 27 der AbwV entsprechend in der 
Abwasserbehandlungsanlage gereinigt. Das Einhalten der festgelegten
Anforderungen wird sowohl durch die zuständige Behörde, wie auch durch ein
durch eine Behörde zertifiziertes Institut in regelmäßigen Abständen überwacht und
dokumentiert.
Siehe hierzu die Begründung zu Einwendung VII.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXI. Der Einwender führt an, dass abzuklären sei, ob erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter "Rhein, Rheinauen und Uferbereiche



Bezirksregierung Köln 

WR-3002001934 29.12.2021 Seite 39 von 69

von Rodenkirchen bis Langel rrh." zu erwarten sind. Dies beurteile die Stadt Köln
als untere und obere Landschafts- bzw. Naturschutzbehörde sowie die
Bezirksregierung Köln als obere Wasserbehörde.
Zunächst ist klarzustellen, dass die Stadt Köln nicht obere Landschaft- bzw.
Naturschutzbehörde ist. Die Bezirksregierung Köln ist gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Gesetz

–zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz  
LNatSchG NRW) Höhere Naturschutzbehörde sowie gem. § 114 Abs. 2

–Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz  LWG
NRW) obere Wasserbehörde.
Als Grundlage der behördlichen Prüfung dienen die UVP-VP sowie der
UVP-Bericht, in der die Umweltauswirkungen des Vorhabens auf alle im
Einwirkungsbereich der Anlage liegende Schutzgebiete betrachtet und bewertet
wurden. Die fachlich zuständigen Stellen/Behörden wurden in diesem Verfahren
beteiligt und haben Stellung genommen (s. Kapitel 10.2.2.2). Die UVP kommt zu
dem Ergebnis, dass von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter zu besorgen sind.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXII. Der Einwender führt an, dass die tatsächlichen Belastungen für Mensch, Tier
 und Natur und evtl. erforderliche Gegenmaßnahmen nur durch Gutachten mit

entsprechenden Messungen vor und nach Inbetriebnahme beurteilt werden
können.
Gemäß dem BImSchG bzw. dem untergesetzlichen Regelwerk sind die möglichen
Umweltauswirkungen durch ein Vorhaben zur Prüfung der Genehmigungsfähigkeit
durch Prognose zu ermitteln und zu beurteilen. Messungen können erst nach
Inbetriebnahme vorgenommen werden. Der Umfang wird von mir mit
diesem Bescheid sowie im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheid
geregelt. Siehe hierzu auch die Begründung zur Einwendung XXI.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXIII. Der Einwender fordert, dass im Falle der Genehmigung spätestens sechs
Monate nach Inbetriebnahme die Einhaltung der Auflagen und die Ergebnisse aller
gutachterlichen Betrachtungen messtechnisch nachgewiesen werden müssen.
Mit diesem Erlaubnisbescheid sind die Regelungen zur Überwachung der
Direkteinleitung festgelegt worden (s. Kapitel Nebenbestimmungen). Dazu gehören
auch die turnusmäßigen Messungen der Abwasserwerte. Eine regelmäßige,
engmaschige sowohl angekündigte als auch unangekündigte Kontrolle solcher
Betriebe ist eine von vielen Aufgaben der zuständigen Überwachungsbehörde (z.Z.
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Bezirksregierung Köln). Dazu gehört neben einer spezifischen Inspektion auch die
Überwachung der Emissionen (alle Medien betreffend) eines Betriebes. Neben der
Selbstüberwachung durch die Theo Steil GmbH wird die Einhaltung der
Überwachungswerte gem. Anlage 1 durch das LANUV durch unangekündigte
Proben und Analysen kontrolliert.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXIV. Der Einwender führt an, dass für die Folgen einer Nichteinhaltung von
Messwerten und/oder Vorgaben die Bezirksregierung ein Konzept mit Planung
geeigneter Maßnahmen zur Durchsetzung vorlegen müsse, welches auch die
Folgen einer ungeplanten Betriebseinstellung beinhaltet.
Eine Überschreitung von - in einer Genehmigung bzw. Einleiterlaubnis festgelegten
- Grenzwerten wird im Rahmen der gesetzlichen Regelwerke (WHG, LWG, AbwV
u.a.) geahndet.  Bei Verstößen sind Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahren
möglich. Die Ahndung ergibt sich aus § 103 WHG. Maßnahmen zur
Betriebseinstellung werden im immissionsschutzrechtlichen Verfahren geprüft und
im immissionschutzrechtlichen Bescheid geregelt.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXV. Der Einwender fordert, keine Genehmigung für den Betrieb
des Schrotthandels zu erlassen und zu unterbinden, dass das Gelände der HGK
von Unternehmen genutzt wird, von denen Gefahren ausgehen. Das Maß
an Belastungen in unmittelbarer Nähe der Wohnbebauung sei voll.
Siehe Begründung unter 10.2.2.3
Die Prüfung der weiteren Umweltbelastungen sind Bestandteil im parallelen
immissionsschutzrechtlichen Verfahren.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXVI. Der Einwender sorgt sich bezüglich Lärm, Verkehr, Schadstoffen,
Luftverschmutzung, Emissionen, Verunreinigungen, Abwässer, Abfälle, Öl, Schrott,
u.v.m.
Die Prüfung der vg. Belastungen sind überwiegend Teil des zugehörigen
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens. Bestandteil des wasserrechtlichen
Verfahrens sind Einwendungen mit Gewässerbezug  hier Abwässer.–
Der Betrieb der Industrieanlage wird im immissionschutzrechtlichen Verfahren
geprüft und durch den immissionsschutzrechtlichen Bescheid genehmigt.
Die UVP kommt zu dem Ergebnis, dass von dem Vorhaben keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter – auch auf das
Schutzgut Wasser – zu besorgen sind.
Siehe hierzu auch die Begründung zur Einwendung XIX.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.
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XXVII. Der Einwender führt an, dass das Vorhaben einen Eingriff in das
Landschaftsbild sowie das Rheingebiet darstelle. 
Diese Einwendung spricht das Rheingebiet an. Der Einwand betrifft jedoch nicht die
Einleitung in den Rhein. Die weitere Begründung ist daher dem
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheid für den Betrieb zu
entnehmen.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXVIII. Der Einwender führt an, dass er unmittelbar als Einwohner von Godorf
betroffen sei und nicht noch mehr Lärm, LKW, Lichtsmog und Schadstoffe wolle.
Die Prüfung der vg. Belastungen sind überwiegend Teil des zugehörigen
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens. Bestandteil des wasserrechtlichen
Verfahrens sind Einwendungen mit Gewässerbezug  hier Schadstoffe.–
Die Auswirkungen des Vorhabens wurde im UVP-Bericht dargelegt und inder UVP
bewertet. Dabei wurde festgestellt, dass das Vorhaben mit keinen Wirkfaktoren
verbunden ist, die zu erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt und
ihre Bestandteile führen könnten.
Siehe hierzu ebenfalls die Begründung zu Einwendung XIX und XXI.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXIX. Der Einwender führt an, dass an dem geplanten Gelände der einzige Zugang
zum Rhein von Godorf verlaufe und er um den gefahrfreien Radweg zum Rhein
bange.
Die Prüfung der vg. Einwendung ist Teil des zugehörigen
immissionsschutzrechtlichen Verfahrens. Bestandteil des wasserrechtlichen
Verfahrens sind Einwendungen mit Gewässerbezug  hier das Gewässer Rhein.–
Diese Einwendung ist nicht einleitungsbezogen und damit nicht Bestandteil des
wasserrechtllichen Verfahrens.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXX. Der Einwender führt an, dass die versiegelte Fläche infolge der Ansiedlung

des Antragstellers um 4.897 m2 größer sei als bisher, was einer Zunahme um ca.
67% entspräche. Dadurch müsse das Niederschlagswasser gefasst, behandelt und
planmäßig abgeleitet werden.
Unabhängig von der Flächenbefestigung muss im Nachweisverfahren der
Gesamtabfluss aller Flächen für die Bemessung der
Niederschlagswasser-Behandlungsanlagen (LFA01 bis LFA04) berücksichtigt
werden. Die Bemessung der geplanten Anlage entspricht den Vorgaben. Alle
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Niederschlagsabflüsse durchlaufen die mehrstufigen Behandlungsanlagen, deren
Leistungsfähigkeit für den planmäßigen Abfluss ausgelegt ist. Die Anlagen
entsprechen dem Stand der Technik, was durch Bauartzulassung (erteilt
vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt)) bestätigt wird. Somit wird allen
technischen Vorgaben und gesetzlichen Regelwerken Rechnung getragen.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXI. Der Einwender führt an, dass die Unterscheidung in „Einleitung gereinigt von
Oberfläche" und „ungereinigt von Dachflächen" aufgehoben werden müsse. Es
dürfe nur gereinigtes Wasser eingeleitet werden.
Alle anfallenden Niederschläge durchlaufen unabhängig der Herkunft (Boden- oder
Dachflächen) vor der Einleitung in den Rhein die
Niederschlagswasserbehandlungsanlage LFA01. Der Entwässerungsplan ist in den
Antragsunterlagen unter der Bezeichnung "1.2.2 Fließbild Entwäss." zu finden. 
Somit wird kein ungereinigtes Wasser eingeleitet.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXII. Der Einwender führt an, dass sich auf den Dachflächen Staubablagerungen
befänden, die gefährliche Stoffe enthalten könnten, sodass bei einer Einleitung des
ungereinigten Dachwassers eine Gefährdung des Wassers durch
wassergefährdende Stoffe zu besorgen sein könnte. Der wasserrechtliche
Erlaubnisantrag und das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren
seien in diesem Punkt widersprüchlich.
Vgl. hierzu die Begründung zur Einwendung XXXI.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXIII. Der Einwender führt an, dass eine zuverlässige und vollständige Trennung
des an den Spänen anhaftenden Kühlschmierstoffes beim „Abkippen, Umsetzen
und Verdichten“ nicht möglich sei. Ansonsten könne man die Späne ohne
Emulsionsanhaftungen bereits bei der Fa. Theo Steil anliefern.
Es gibt Abfallerzeuger, die eine Abtrennung vor Ort an der Anfallstelle durchführen.
Der Vorteil für den Erzeuger liegt in den geringeren Kosten für den Transport und
die Entsorgung. Zudem kann das Kühlschmiermittel in diesem Fall
wiederverwendet werden. Bei der Spänelagerung und -behandlung handelt es sich
um ein geschlossenes System, welches nicht an die Entwässerungsanlagen
angeschlossen ist und somit auch nicht von der wasserrechtlichen
Einleitgenehmigung erfasst wird. Die Prüfung der Antragsunterlagen ergab, dass an
der o.g. Spänelagerung kein Abwasser anfällt, welches in die Entwässerung
gelangt.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.
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XXXIV. Der Einwender führt an, dass die Kapazitäten der Sedimentations- bzw.
Leichtflüssigkeitsabscheider in unterschiedlicher Form angegeben werden. Ob die
angegebenen Kapazitäten ausreichend sind, um die anfallenden Mengen
zuverlässig zu entsorgen, sodass keine Gefährdung zu besorgen ist, müsse
nachgewiesen werden.
Die Niederschlagswasser-Behandlungsanlagen (LFA) sind für die anfallenden
Regenabflüsse bemessen worden. Die entsprechenden Nachweise sind unter
Anlage 2.4 und 2.5 des Antrags zur wasserrechtlichen Erlaubnis detailliert
dargestellt. Die Bemessung aller Niederschlagswasser-Behandlungesanlagen
wurde von mir auf Plausibilität geprüft und entspricht den Vorgaben der
technischen Regelwerke.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXV. Der Einwender führt an, es fehle der Nachweis, dass die Kapazitäten der
Sedimentations- bzw. Leichtflüssigkeitsabscheider im Havariefall bzw. Brandfall
ausreichend sind, so dass keine Gefährdung zu besorgen ist.
Vgl. hierzu die Begründung zur Einwendung XXXIV.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXXVI. Der Einwender fragt, wieso bei etablierten Abscheidern keine
Wirkungsgrade angegeben sind.
Die Niederschlagswasser-Behandlungsanlagen sind für die anfallenden
Regenabflüsse bemessen worden. Die entsprechenden Nachweise sind unter
Anlage 2.4 und 2.5 des Antrags der wasserrechtlichen Erlaubnis detailliert
dargestellt. Die Bemessung aller Niederschlagswasser-Behandlungsanlagen wurde
von mir auf Plausibilität geprüft und entspricht den Vorgaben der technischen
Regelwerke.
Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXVII. Der Einwender führt an, es fehle der Nachweis, dass die Konzentrationen
nach der Reinigung so gering sind, dass keine Gefährdung zu besorgen ist.
Vgl. hierzu die Begründung zur Einwendung XXXIV.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

XXXVIII. Der Einwender führt an, dass es für Abscheider verpflichtend (DIN
1999-100/200) sei, eine monatliche Kontrolle sowie eine halbjährliche Wartung
durch einen Sachverständigen durchführen zu lassen.
Der Prüfungsmodus richtet sich nach den Festlegungen der Verordnung über
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) oder abweichend
nach Festlegung der Überwachungsbehörde und wird in der
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung durch Nebenbestimmungen festgelegt.
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Der Einwendung wird somit Rechnung getragen.

XXXIX. Der Einwender fragt, warum die Erlaubnis zur Direkteinspeisung in
den Rhein notwendig ist und nicht eine kontrollierte Einleitung in das bestehende
Abwassernetz möglich sei. Im UVP-Bericht sei ausgeführt, dass die
Nutzungsanforderungen für die Neuansiedlung gemäß § 34 BauGB erfüllt sind. Die
Erschließungssituation gelte als gesichert (Gutachten Müller-BBM, S.76).
Der nächstgelegene Anschluss an die öffentliche Kanalisation der  StEB Köln liegt
mehrere hundert Meter entfernt. Dazwischen liegen ein Naturschutzgebiet, eine
Bahntrasse und diverse Leitungsführungen der anliegenden chemischen Betriebe.
Ein Anschluss daran wäre nur mit einem unzumutbaren finanziellen und
technischen Aufwand realisierbar und darüberhinaus auch nicht zweckmäßig.
Vgl. hierzu auch die Begründung zur Einwendung X.
Die Einwendung wird zurückgewiesen.

 Nebenbestimmungen10.2.3

Die Festsetzung der in diesem Bescheid aufgeführten Nebenbestimmungen beruht
auf § 13 WHG. Nach § 13 WHG kann die Erlaubnis unter Festsetzung von
Benutzungsbedingungen und Auflagen erteilt werden.
Die in der Anlage 1 sind die einzuhaltenden Überwachtungswerte aufgeführt. Die
verschärften Werte basieren auf den aktuellen BVT-Schlussfolgerungen und
entsprechen mit den besten verfügbaren Techniken assoziierten Emissionswerten
(BVT-AEL) für Emissionen in Gewässern.
Die mit diesem Bescheid festgelegten Nebenbestimmungen sind erforderlich, um
nachteilige Auswirkungen auf das Wohl der Allgemeinheit zu verhüten oder
auszugleichen und um sicherzustellen, dass die der Gewässerbenutzung
dienenden Anlagen technisch einwandfrei gestaltet und betrieben werden.
Sie sind auch soweit mir Ermessen eingeräumt ist, im öffentlichen Interesse
gerechtfertigt. Unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten sind ebenfalls keine
Bedenken ersichtlich.
Die Ihnen mit diesem Bescheid erteilte wasserrechtliche Erlaubnis ist auf 20 Jahre
befristet. Auch die Befristung stellt eine zulässige Nebenbestimmung dar. Die
Befristung erscheint unter wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten (§ 6 WHG)
angebracht. Spätestens nach Ablauf dieses Zeitraums sollte neu geprüft werden,
ob und gegebenenfalls unter welchen Benutzungsbedingungen eine Einleitung
weiter zugelassen werden kann und soll.
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 Entscheidung10.2.4

Die Prüfung im Rahmen des Verfahrens hat ergeben, dass die Voraussetzungen
zur Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis unter Beachtung der Regelungen des
Bescheides erfülllt werden. Versagungsgründe gem. § 12 Abs. 1 WHG liegen nicht
vor. Durch die Anforderungen in der Einleiterlaubnis und der darin enthaltenen
Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass vermeidbare und nicht ausgleichbare
Gewässerverunreinigungen nicht zu erwarten sind und auch andere Anforderungen
nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften gem. § 12 Abs. 1 WHG erfüllt werden.
Insbesondere ist die Einleitung vereinbar mit den Bewirtschaftungszielen für
oberirdische Gewässer (§ 27 WHG). Eingeleitet werden behandelte bzw. gereinigte
Abwässer aus der  Kle ink läranlage und den
Niederschlagswasserbehandlungsanlagen. Das Hafenbecken gehört zum
maßgeblichen Wasserkörper Rhein (DE_NRW_2_639268 Rhein, Bad Honnef –
Leverkusen) und steht in unmittelbarem Wasseraustausch mit dem Fließgewässer

Rhein. Aus dem Verhältnis zwischen Abwassermenge (ca. 0,1 m /s) und einem3

mittleren Rheinabfluss auf Höhe des Godorfer Hafens (1.860 m /s) resultiert eine3

sehr hohe Verdünnung der Einleitung. Vor diesem Hintergrund ist eine
Veränderung der Gewässerqualität durch die hier erlaubte Einleitung im zu
betrachtenden Oberflächenwasserkörper des Rheins (DE_NRW_2_639268 Rhein,
Bad Honnef – Leverkusen) quasi nicht nachweisbar.
Daher wird eine Verschlechterung des chemischen Zustands sowie des
ökologischen Potentials in diesem Oberflächenwasserkörper durch die Einleitung
sicher ausgeschlossen. Der Oberflächenwasserkörper (DE_NRW_2_639268
Rhein, Bad Honnef – Leverkusen) befindet sich derzeit chemisch in einem "nicht
guten Zustand", das ökologische Potential ist mit "mäßig" bewertet. Die geplante
Einleitung ist daher derzeit nicht für die Zielverfehlung ursächlich und wird es
aufgrund ihrer Irrelevanz zukünftig auch nicht sein. Ebenso verschärtft sie die
Zielverfehlung auch nicht. Damit steht die Regelung des § 27 Abs. 2 WHG der
Erlaubniserteilung nicht entgegen.

Da auch im Rahmen des Bewirtschaftungsermessens der Erlaubnisbehörde gem. §
12 Abs. 2 WHG keine Gesichtspunkte gegen die Erteilung der Einleiterlaubnis
sprechen, kann die Einleiterlaubnis erteilt werden.

Zum Erlass des vorstehenden Bescheides wurden Sie am 10.12.2021 Az. w.o.
gemäß § 28 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NW) angehört. In Ihrer

vom 13.12.2021 (Zn.: mf-ff) teilen Sie mit, dass keine generellenStellungnahme 
Einwände bestehen. Ihre Hinweise habe ich berücksichtigt.
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 Anordnung der sofortigen Vollziehung10.3
Als Behörde, die die Erlaubnis gem. § 8 ff. WHG erlassen hat, bin ich auch für die
Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser Erlaubnis zuständig. Die sofortige
Vollziehung wurde von der Antragstellerin am 03.06.2020 beantragt. Die
Anordnung der sofortigen Vollziehung steht in meinem Ermessen und ist nach § 80
Abs. 3 S. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) besonders zu begründen.
Die sofortige Vollziehung liegt vorliegend im öffentlichen Interesse. 
Für die Anordnung der sofortigen Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 Alt. 1
VwGO ist dabei ein besonderes öffentliches Interesse erforderlich, das über jenes
Interesse hinausgeht, das den Erlass des Verwaltungsakts selbst rechtfertigt.

Der aktuell von der Antragstellerin im Hafen Köln-Deutz betriebene Standort ist
Gegenstand einer städtebaulichen und planerischen Umstrukturierung hin zu
einem Areal mit Wohn- und Geschäftsflächen. Der Flächennutzungsplanentwurf
sieht eine Entwicklung der bisherigen industriellen Nutzung zu einem Quartier mit
Wohn-, Gemeinbedarfs-, gemischte Bau- und Grünflächen sowie Gewerbeflächen
vor. Insbesondere die zeitnahe Schaffung neuen Wohnraums dient einem
übergeordneten öffentlichen Interesse. Vor diesem Hintergrund war der
Pachtvertrag der Antragstellerin hinsichtlich des betroffenen Grundstücks zunächst
zum 31.12.2020 ausgelaufen. Im weiteren Verlauf des Erlaubnisverfahrens stimmte
die Grundstückseigentümerin nach Ausführungen der Antragstelerin vom
26.11.2021 einem Weiterbetrieb des Standortes Deutz zuletzt bis zum 30.09.2021
zu. Seitdem sei der Betrieb dort bloß geduldet und der reguläre Mietvertrag
abgelaufen. Eine mündliche Duldung bis zum 31.05.2022 ist der Antragstellerin
zufolge in Aussicht gestellt.
Ohne die zeitlich nahtlos anschließende Möglichkeit zur Nutzung des
Alternativstandortes ist der Standort Köln der Antragstellerin in seinem Bestand
gefährdet. Dies betrifft nicht nur 70 Arbeitsplätze und Ausbildungsmöglichkeiten,
sondern auch die Funktion der Ver- und Entsorgung von im Raum Köln/Bonn
ansässigen größeren Unternehmen. Diesbezüglich bestehen u.a.
Abnahmeverträge. Deren Erfüllung durch die Antragstellerin mittels Ihres Kölner
Standorts ist Mit-Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der
Entsorgungssicherheit im Regierungsbezirk. Insofern besteht auch am
durchgehenden Erhalt des Betriebs ein öffentliches Interesse. Dieser Erhalt setzt
eine zeitlich der Inbetriebnahme vorlaufende unverzügliche Errichtung des neuen
Standorts voraus, die, wie auch der Anlagenbetrieb, Gegenstand des parallel bei
meinem Dezernat 52 anhängigen immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens ist. Der neue Standort ist dabei nicht beliebig
austauschbar. Gerade Metallschrott aufbereitende Betriebe wie derjenige der
Antragstellerin erfordern einen Hafenstandort für die Anbindung an weltweite Ver-
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und Entsorgungswege. Hierdurch werden gleichzeitig gegenüber einem Standort
ohne Wasserstraßen-Anbindung die reinen Transportvorgänge auf der Straße
durch die trimodale Ausgestaltung des Standorts (LKW-Bahn-Schiff) deutlich
reduziert. In diesem Zusammenhang ist es ebenso erforderlich, dass auch die mit
dieser Erlaubnis zugelassene Gewässerbenutzung zeitlich parallel zum
Genehmigungsverfahren ermöglicht wird. Denn ohne eine gesicherte Abwasser-
bzw. Niederschlagswasserbeseitigung ist im Rahmen der Anordnung der
sofortigen Vollziehung des Genehmigungsbescheides durch mein Dezernat 52 der
Antragstellerin kein Betrieb am neuen Standort möglich. Die Argumente, die
vorstehend für das bestehende öffentliche Interesse an der Anordnung der
sofortigen Vollziehung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheides
bestehen, treffen ebenso auf die hier erteilte wasserrechtliche Erlaubnis zu.
Insgesamt liegt damit ein besonderes öffentliches Interesse an der Anordnung der
sofortigen Vollziehung vor.

Demgegenüber ist das Suspensivinteresse untergeordnet. Die mit der Erteilung der
Erlaubnis für die Gewässerbenutzung einhergehenden Belastungen sind als
irrelevant zu bewerten. Dem gegenüber stellen die zeitlichen Folgen der
aufschiebenden Wirkung eines etwaigen Rechtsbehelfs eine unverhältnismäßige
Verzögerung dar. Die Einleitung erfolgt entsprechend dem Stand der Technik (§ 57
Abs. 1 WHG) und eine Veränderung der Gewässereigenschaften kann aufgrund
der Irrelevanz der Einleitung gegenüber den Abflussverhältnissen im Rhein
ausgeschlossen werden.

Es überwiegt damit das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des
Erlaubnisbescheides. Daher übe ich mein Ermessen dahingehend aus, die
sofortige Vollziehung anzuordnen.

 Kostenentscheidung11.
Es ergeht ein gesonderter Gebührenbescheid.

 Rechtsbehelfsbelehrung12.
Gegen kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beimdiesen Bescheid 
Verwaltungsgericht Köln erhoben werden. Die Klage ist schriftlich beim
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln einzureichen oder zur
Niederschrift der Urkundsbeamtin/des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu
erklären.
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person versäumt
werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden.
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Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische
Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung -
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der derzeit geltenden
Fassung.
 
Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite .www.justiz.de

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

(Koglin)

http://www.justiz.de
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Anlage 1
Festlegung der Jahresschmutzwassermenge, der Volumenströme, der
Überwachungswerte und der Selbstüberwachung.

Einleitungsstellen-Nr.: 136573001 

Mengenmess-/Probenahmestellen-Nr.: 01

Theo Steil GmbH , LFA01 - Abscheideanlage für das gesammelte NW der
Platz-und Dachflächen
East: 358.155, North: 5.635.077

Abwasserverordnungsanhänge

Der Abwasserstrom fällt unter den Anwendungsbereich der Abwasserverordnung
Anhang Nr.:

Anhang
Nr.

Beschreibung

27
Behandlung von Abfällen durch chemische und physikalische Verfahren
(CP-Anlagen) sowie Altölaufbereitung

Volumenstrom

  Wert Einheit Gültig ab *) Gültig bis **)
bes.

Festle-
gung

Abwasser 100 l/s   
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Qualitätsanforderungen

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

305
Organisch gebundener Kohlenstoff, gesamt (TOC), in der
Originalprobe

 60,0 mg/l B III   

303 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) in der Originalprobe  180,0 mg/l B III   

301 Abfiltrierbare Stoffe (suspendierte Stoffe) in der Originalprobe  60,0 mg/l B III   

107 Nitritstickstoff (NO-2-N)  2,0 mg/l B III   

-
Stickstoff, gesamt, als Summe von Ammonium-, Nitrit- und
Nitrat-Stickstoff (Nges)

 30,0 mg/l B III   

201 Aluminium in der Originalprobe  3,0 mg/l B III   

212 Eisen in der Originalprobe  3,0 mg/l B III   

113 Fluorid, gelöst  30,0 mg/l B III   

108 Phosphor, gesamt, in der Originalprobe  2,0 mg/l B III   

311
Phenolindex nach Destillation und Farbstoffextraktion in der
Originalprobe

 0,15 mg/l B III   
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Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

302
Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) in der
Originalprobe, angegeben als Chlorid

 1,0 mg/l A III   

204 Arsen in der Originalprobe  0,05 mg/l B III   

206 Blei in der Originalprobe  0,3 mg/l B III   

207 Cadmium in der Originalprobe  5,0 mg/l B III   

209 Chrom in der Originalprobe  0,15 mg/l B III   

210 Chrom VI  0,1 mg/l B III   

213 Kupfer in der Originalprobe  0,5 mg/l B III   

214 Nickel in der Originalprobe  0,5 mg/l B III   

215 Quecksilber in der Originalprobe  0,005 mg/l B III   

219 Zink in der Originalprobe  2,0 mg/l B III   

103 Cyanid, leicht freisetzbar  0,1 mg/l A III   

111 Sulfid, leicht freisetzbar  1,0 mg/l A III   

313 Chlor,freies  0,5 mg/l A III   
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Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

334 Benzol und Derivate in der Originalprobe  1,0 mg/l B III   

309 Kohlenwasserstoffe, gesamt, in der Originalprobe  10,0 mg/l A III   

401 Giftigkeit gegenüber Fischeiern (GEi) in der Originalprobe  2 - B III   

404 Giftigkeit gegenüber Leuchtbakterien (GL) in der Originalprobe  4 - B III   

402 Giftigkeit gegenüber Daphnien (GD) in der Originalprobe  4 - B III   
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Selbstüberwachung

Folgende Parameter sind im Rahmen der Selbstüberwachung zu überwachen:

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

305
Organisch gebundener
Kohlenstoff, gesamt (TOC),
in der Originalprobe

 B periodisch 1 

303
Chemischer
Sauerstoffbedarf (CSB) in
der Originalprobe

 B periodisch 1 

301
Abfiltrierbare Stoffe
(suspendierte Stoffe) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

107 Nitritstickstoff (NO-2-N)  B periodisch 1 

-

Stickstoff, gesamt, als
Summe von Ammonium-,
Nitrit- und Nitrat-Stickstoff
(Nges)

 B periodisch 1 

201
Aluminium in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

212 Eisen in der Originalprobe  B periodisch 1 

113 Fluorid, gelöst  B periodisch 1 

108
Phosphor, gesamt, in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

311

Phenolindex nach
Destillation und
Farbstoffextraktion in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

302

Adsorbierbare organisch
gebundene Halogene
(AOX) in der Originalprobe,
angegeben als Chlorid

 A periodisch 1 
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1.  

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

204 Arsen in der Originalprobe  B periodisch 1 

206 Blei in der Originalprobe  B periodisch 1 

207
Cadmium in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

209 Chrom in der Originalprobe  B periodisch 1 

210 Chrom VI  B periodisch 1 

213 Kupfer in der Originalprobe  B periodisch 1 

214 Nickel in der Originalprobe  B periodisch 1 

215
Quecksilber in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

219 Zink in der Originalprobe  B periodisch 1 

103 Cyanid, leicht freisetzbar  A periodisch 1 

111 Sulfid, leicht freisetzbar  A periodisch 1 

313 Chlor,freies  A periodisch 1 

334
Benzol und Derivate in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

309
Kohlenwasserstoffe,
gesamt, in der
Originalprobe

 A periodisch 1 

401
Giftigkeit gegenüber
Fischeiern (GEi) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

404
Giftigkeit gegenüber
Leuchtbakterien (GL) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

402
Giftigkeit gegenüber
Daphnien (GD) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

Besondere Festlegungen
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1.  Im Rahmen der Selbstüberwachung ist der Parameter 12-mal jährlich zu untersuchen.
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Einleitungsstellen-Nr.: 136573001 

Mengenmess-/Probenahmestellen-Nr.: 02

Theo Steil im Hafen Köln-Godorf , LFA02 - Abscheideanlage für NW der
FE-Anlieferung, PP und Metallschere
East: 358.257, North: 5.634.948

Abwasserverordnungsanhänge

Der Abwasserstrom fällt unter den Anwendungsbereich der Abwasserverordnung
Anhang Nr.:

Anhang
Nr.

Beschreibung

27
Behandlung von Abfällen durch chemische und physikalische Verfahren
(CP-Anlagen) sowie Altölaufbereitung
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Qualitätsanforderungen

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

305
Organisch gebundener Kohlenstoff, gesamt (TOC), in der
Originalprobe

 60,0 mg/l B III   

303 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) in der Originalprobe  180,0 mg/l B III   

301 Abfiltrierbare Stoffe (suspendierte Stoffe) in der Originalprobe  60,0 mg/l B III   

107 Nitritstickstoff (NO-2-N)  2,0 mg/l B III   

-
Stickstoff, gesamt, als Summe von Ammonium-, Nitrit- und
Nitrat-Stickstoff (Nges)

 30,0 mg/l B III   

201 Aluminium in der Originalprobe  3,0 mg/l B III   

212 Eisen in der Originalprobe  3,0 mg/l B III   

113 Fluorid, gelöst  30,0 mg/l B III   

108 Phosphor, gesamt, in der Originalprobe  2,0 mg/l B III   

311
Phenolindex nach Destillation und Farbstoffextraktion in der
Originalprobe

 0,15 mg/l B III   
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Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

302
Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) in der
Originalprobe, angegeben als Chlorid

 1,0 mg/l A III   

204 Arsen in der Originalprobe  0,05 mg/l B III   

206 Blei in der Originalprobe  0,3 mg/l B III   

207 Cadmium in der Originalprobe  5,0 mg/l B III   

209 Chrom in der Originalprobe  0,15 mg/l B III   

210 Chrom VI  0,1 mg/l B III   

213 Kupfer in der Originalprobe  0,5 mg/l B III   

214 Nickel in der Originalprobe  0,5 mg/l B III   

215 Quecksilber in der Originalprobe  0,005 mg/l B III   

219 Zink in der Originalprobe  2,0 mg/l B III   

103 Cyanid, leicht freisetzbar  0,1 mg/l A III   

111 Sulfid, leicht freisetzbar  1,0 mg/l A III   

313 Chlor,freies  0,5 mg/l A III   
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Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

334 Benzol und Derivate in der Originalprobe  1,0 mg/l B III   

309 Kohlenwasserstoffe, gesamt, in der Originalprobe  10,0 mg/l A III   

401 Giftigkeit gegenüber Fischeiern (GEi) in der Originalprobe  2 - B III   

404 Giftigkeit gegenüber Leuchtbakterien (GL) in der Originalprobe  4 - B III   

402 Giftigkeit gegenüber Daphnien (GD) in der Originalprobe  4 - B III   
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Selbstüberwachung

Folgende Parameter sind im Rahmen der Selbstüberwachung zu überwachen:

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

305
Organisch gebundener
Kohlenstoff, gesamt (TOC),
in der Originalprobe

 B periodisch 1 

303
Chemischer
Sauerstoffbedarf (CSB) in
der Originalprobe

 B periodisch 1 

301
Abfiltrierbare Stoffe
(suspendierte Stoffe) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

107 Nitritstickstoff (NO-2-N)  B periodisch 1 

-

Stickstoff, gesamt, als
Summe von Ammonium-,
Nitrit- und Nitrat-Stickstoff
(Nges)

 B periodisch 1 

201
Aluminium in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

212 Eisen in der Originalprobe  B periodisch 1 

113 Fluorid, gelöst  B periodisch 1 

108
Phosphor, gesamt, in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

311

Phenolindex nach
Destillation und
Farbstoffextraktion in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

302

Adsorbierbare organisch
gebundene Halogene
(AOX) in der Originalprobe,
angegeben als Chlorid

 A periodisch 1 
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1.  

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

204 Arsen in der Originalprobe  B periodisch 1 

206 Blei in der Originalprobe  B periodisch 1 

207
Cadmium in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

209 Chrom in der Originalprobe  B periodisch 1 

210 Chrom VI  B periodisch 1 

213 Kupfer in der Originalprobe  B periodisch 1 

214 Nickel in der Originalprobe  B periodisch 1 

215
Quecksilber in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

219 Zink in der Originalprobe  B periodisch 1 

103 Cyanid, leicht freisetzbar  A periodisch 1 

111 Sulfid, leicht freisetzbar  A periodisch 1 

313 Chlor,freies  A periodisch 1 

334
Benzol und Derivate in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

309
Kohlenwasserstoffe,
gesamt, in der
Originalprobe

 A periodisch 1 

401
Giftigkeit gegenüber
Fischeiern (GEi) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

404
Giftigkeit gegenüber
Leuchtbakterien (GL) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

402
Giftigkeit gegenüber
Daphnien (GD) in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

Besondere Festlegungen
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1.  Im Rahmen der Selbstüberwachung ist der Parameter 12-mal jährlich zu untersuchen.
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Einleitungsstellen-Nr.: 136573001 

Mengenmess-/Probenahmestellen-Nr.: 03

Theo Steil im Hafen Köln-Godorf , LFA03 - Abscheideanlage für Abwasser des
Betriebsfahrzeugwaschplatz und Betriebstankstelle
East: 358.207, North: 5.635.111

Abwasserverordnungsanhänge

Der Abwasserstrom fällt unter den Anwendungsbereich der Abwasserverordnung
Anhang Nr.:

Anhang Nr. Beschreibung

49 Mineralölhaltiges Abwasser



Bezirksregierung Köln 

WR-3002001934 29.12.2021 Seite 64 von 69

Qualitätsanforderungen

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

303 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) in der Originalprobe  150 mg/l B III   

409
Biologischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen in der
Originalprobe

 40 mg/l B III   

309 Kohlenwasserstoffe, gesamt, in der Originalprobe  20 mg/l B III   
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1.  

Selbstüberwachung

Folgende Parameter sind im Rahmen der Selbstüberwachung zu überwachen:

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

303
Chemischer
Sauerstoffbedarf (CSB) in
der Originalprobe

 B periodisch 1 

409
Biologischer
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen
in der Originalprobe

 B periodisch 1 

309
Kohlenwasserstoffe,
gesamt, in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

Besondere Festlegungen
Im Rahmen der Selbstüberwachung ist der Parameter 12-mal jährlich zu untersuchen.
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Einleitungsstellen-Nr.: 136573001 

Mengenmess-/Probenahmestellen-Nr.: 04

Theo Steil im Hafen Köln-Godorf , LFA04 – Abscheideanlage für NW der
Schienenfahrzeugzerlegung
East: 358.160, North: 5.635.073

Abwasserverordnungsanhänge

Der Abwasserstrom fällt unter den Anwendungsbereich der Abwasserverordnung
Anhang Nr.:

Anhang Nr. Beschreibung

49 Mineralölhaltiges Abwasser
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Qualitätsanforderungen

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter
Langname

Analysemethode
(Siehe Allgem.

Anmerkungen

zu den Messstellen)

Konzentration
bzw. Fracht bzw.
Verdünnungs-

faktor

Probe-
nahme-
art

Ein-
halte-
rege-
lung

bes.
Festle-
gung

Gültig

Wert Einheit
ab 
*)

bis 
**)

303 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) in der Originalprobe  150 mg/l B III   

409
Biologischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen in der
Originalprobe

 40 mg/l B III   

309 Kohlenwasserstoffe, gesamt, in der Originalprobe  20 mg/l B III   
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1.  

Selbstüberwachung

Folgende Parameter sind im Rahmen der Selbstüberwachung zu überwachen:

Nr. der
Abwasser-
verord-
nung
-AbwV-

Parameter-Langname Analysemethode
Probe-
nahme-
art

Häufigkeit
bes.

Festle-
gung

303
Chemischer
Sauerstoffbedarf (CSB) in
der Originalprobe

 B periodisch 1 

409
Biologischer
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen
in der Originalprobe

 B periodisch 1 

309
Kohlenwasserstoffe,
gesamt, in der
Originalprobe

 B periodisch 1 

Besondere Festlegungen
Im Rahmen der Selbstüberwachung ist der Parameter 12-mal jährlich zu untersuchen.
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F = 14-Tage MischprobeD = 24h MischprobeB = qual. Stichprobe
E = DurchschnittsprobeC = 2h MischprobeA = Stichprobe

Allgemeine Anmerkungen zu den Messstellen
Gültigkeit

*) Enthält das Feld "Gültig ab" kein Datum, gilt das Datum der Bekanntgabe.
**) Enthält das Feld "Gültig bis" kein Datum, gilt das Datum der Dauer der Erlaubnis.

Analyseverfahren
Parameter der Anhänge der AbwV gemäß Anlage 1 zu §4 AbwV in der jeweils geltenden
Fassung

Bei Festsetzung von "Stickstoff, gesamt, als Summe von Ammonium-, Nitrit- und Nitratstickstoff
(Nges)", erfolgt die Bestimmung von Ammonium-Stickstoff (NH -N) nach Nr. 202, von4
Nitrit-Stickstoff (NO -N) nach Nr. 107 und Nitrat-Stickstoff (NO -N) nach Nr. 106 der Anlage 1 zu2 3
§4 der Abwasserverordnung.

im übrigen wie angegeben

Probenahmeart

Einhalteregelung

I =
Der festgelegte Überwachungswert ist ständig einzuhalten. Ist ein pH-Wertebereich
festgelegt, ist auch dieser ständig einzuhalten.

II = 4 aus 5 + 50%
III = 4 aus 5 + 100%

IV =
nicht mehr als 1 Überschreitung/a oder bei > 20 Probenahmen Überschreitung nicht mehr als
5% der Probenahmen

V = 4 aus 5 + 100%; Endwert, sofern nur 2 Messungen/a erfolgten

Frachtbegrenzung
Ist neben der Konzentration für einen Parameter auch eine Fracht als Überwachungswert
festgesetzt, wird die Fracht aus der ermittelten Konzentration und dem mit der Probenahme
korrespondierenden Volumenstrom in dem für die Frachtbegrenzung gewählten Zeitraum bestimmt.
Ist für einen Parameter  eine Fracht als Überwachungswert festgesetzt, wird diese entsprechendnur
den Regelungen in der Spalte "besondere Festlegungen" bestimmt.

Selbstüberwachung
Sofern kein Analyseverfahren festgelegt ist, ist das für diesen Parameter in der AbwV in der jeweils
geltenden Fassung genannte Analyseverfahren anzuwenden.
Abweichend davon können alternative Verfahren auf Antrag angewendet werden, sofern die
Eignung dieser Verfahren nachgewiesen wird.
Ist für einen Parameter ein Frachtüberwachungswert festgesetzt worden, so ist auch im Rahmen der
Selbstüberwachung der Frachtwert zu berechnen.
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